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I. AbhaDdluugea. 



Betrachtungen über Armenpflege und lleimathsrecht. 

Mit besonderer Beziehung aof den prenssiscben Staat. 



Von Dr. C. 6. Kries in Berlin. 



Einleitung. 

Es ist, eine durch die offenkundigsten Thatsachen über jeden 
Zweifel emporgehobene Wahrheit, dass die Masse der Güter, 
welche der Mensch der Natur auf demselben Gebiete abzuringen 
vermag, im gleichen Schritt mit der Zunahme der Bevölkerung, 
und selbst in einem noch stärkeren Verhältniss vermehrt werden 
kann, ohne dass menschliche Erkenntniss die Grenze dieser 
for,tschreitenden Entwicklung anzugeben sich vermessen dürfte. 

Die Wissenschaft hat diese ebenso erfreuliche, als inhalts- 
schwere Wahrheit genügend erklärt. Dagegen zeigt die Erfahrung 
keineswegs, dass die zunehmende Dichtigkeit der Bevölkerung 
überall von einer entsprechenden oder noch stärkeren Ver- 
mehrung des Wohlstandes begleitet ist; noch auch lehrt die 
Wissenschaft, dass die natürlichen Gesetze der Volkswirthschafl 
in sich selbst die Bürgschaft für die Herstellung eines so 
günstigen Verhältnisses enthalten. 

Im Gegentheil; kaum ist eine Wahrheit der politischen 
Oeconomie ausführlicher begründet und an sich dem gesunden 
Urtheil eines Jeden einleuchtender, als diese: Soll eine steigende 
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Bevölkerung auf derselben Fläche eine fortschreitende und 
verhällnissmiissig- grössere Gütennenge erzeugen, also auf 
demrelhcn Gebiol fiir eine stets vollkommenere und reichlichere 
Befriedigung der Bedürfnisse jedes Einzelnen sorgen können, 
so gehört dazu eine immer glücklichere Entwickelung , immer 
intensivere Anspannung und zweckmässigere Verwendung aller 
dem Menschen verliehenen Kräfte. 

Neue Entdeckungen auf dem Gebiete der gewerblichen Thätig- 
keit; ein regerer Fleiss; eine grössere Umsicht und Sparsamkeit 
zur Ansammlung und zweckmässigen Benutzung grösserer Kapi- 
talien; verbesserte Staalseinrichlungen zur Beförderung des Ver- 
kehres u. s. w. ; genug, ein steter, der vermehrten Dichtigkeit 
der Bevölkerung entsprechender Fortschritt der geistigen und 
sittlichen Bildung des Volkes ist die unerlässliche Bedingung. 
Das entscheidende Gewicht ist auf die Läuterung und Befestigung 
der Willenskräfte zu legen, als der Wurzel jedes andern 
edeln Triebes. 

Sobald die sittliche Kraft erschlalft, wird im Genuss ver- 
geudet, was nur zur Befruchtung der Arbeit dienen durfte, und 
selbst zur Zerstörung gemissbraucht, vas im Schaffen seine 
Stärke hätte beweisen sollen. 

Das Naturgesetz der Bevölkerungsvermehrung enthält für 
das Geschlecht den Sporn zu einer fortgesetzten Entwickelung 
aller Anlagen, welcher für den einzelnen Menschen in dem 
Wachsthum seiner eigenen und der Familienbedürfnisse gegeben ist. 

Allein gleich wie für den Einzelnen die Vermehrung 
seiner Bedürfnisse nur in dem Falle wohlthätig wirkt, wenn sie 
ihn zu erhöhten Leistungen antreibt, und es ihm auch wirklich 
gelingt, durch vermehrte Anstrengungen die Befriedigungsmittel 
für dieselben zu beschaffen, so ist auch jenes Naturgesetz der 
wachsenden Bevölkerung für die Gesellschaft nur so lange von 
belebender und segenbringender Wirkung, als sie der darin 
enthaltenen Pflicht einer fortschreitenden Veredlung ihre Bildung 
und Steigerung ihrer Kräfte zu genügen vermag. 

Sobald die Grenzen eines Landes nach dem Bildungszustande 
seiner Bevölkerung zu einer fruchtbaren Verwendung vermehrter 
Arbeitskräfte keinen weiteren Spielraum gewähren, sobald — 
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aus welchen Ursachen immer — in der Entwickelung des ge- 
werblichen Lebens, in der Ansammlung von Kapitalien imd der 
Verbreitung gemeinnütziger Kenntnisse ein Stillstand eintritt, 
wird ein fernerer Fortschritt der Bevölkerung die Quelle 
des grösslen Unglücks für das Land, vor allem für die arbeitenden 
Klassen. 

Ein allmähliges Sinken des Lohnes, neben fortschreitender 
Steigerung der Lebensbedürfnisse, die Entwickelung des Paupe- 
rismus, das hcisst einer entsittlichenden Armulh, sind die unver- 
meidlichen Folgen. 

Bei jedem Verhältniss zwischen der Bevölkerungszahl 
und der von ihr bewohnten Fläche kann ebensowohl eine 
Ueberv ölkerung eintreten, als umgekehrt nach menschlicher 
Einsicht fast überall noch Raum zu einer ferneren wohlthätigen 
Steigerung der Dichtigkeit der Bevölkerung übrig ist. 

Auf den Ufern der Themse erwerben Hunderttausende und 
selbst Millionen auf dem Umkreise weniger Meilen die Mittel für 
ihren Unterhalt in friedlicher Gemeinschaft; in den Wäldern und 
Steppen Amerikas treibt die Nahrungssorge die über unermessliche 
Flächen zerstrenten und spärlichen Stämme eines Jägervolkes zu 
periodischen Vernichlungskämpfen. 

Die Gesetze der sinnlichen Natur veranschaulichen die der 
geistigen und sittlichen Welt, und ermahnen zu ihrer Anerkennung. 

Die Vermehrung seiner Art ist für den Menschen kein un- 
umgängliches Gebot; noch weniger ist die Erfüllung seiner 
Bestimmung an ein bestimmtes Verhältniss der Bevölkerungs- 
zunahme geknüpft. Der natürliche Antrieb zu einer vermehrten 
Dichtigkeit der Bevölkerung enthält nur die Mahnung, dass nicht 
Ruhe im Genuss sondern rastloses Ringen nach dem vorgesteckten 
Ziele Aufgabe des Menschengeschlechtes ist. Dieses Ziel ist nicht 
seine schrankenlose Vermehrung, sondern das Glück und 
die Vollkommenheit aller seiner Glieder. 

Die Zunahme der Bevölkerung muss also danach geregelt 
werden, je nachdem sie die Annäherung an dieses Ziel fördert 
oder hemmt. 

Wie der Einzelne bald durch Steigerung seiner Leistungen 
bald durch Ermässigung seiner Ansprüche das entsprechende Ver- 
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hältniss zwischen dem Umfange seiner Bedürfhisse und der Grösse 
seiner Mittel herzustellen vermag und verpflichtet ist, so ist 
auch die Gesellschaft verbunden und im Stande, durch sittliche 
Mittel die Zahl ihrer Glieder mit ihrer schaffenden Krafl in Gleich- 
gewicht zu erhalfen, hier durch Erhöhung der Fruchtbarkeit 
ihrer gewerblichen Thätigkeit, dort durch Mässigung des Fort- 
schrittes der Bevölkerung. 

Die Forderung in der dichter zusammengedrängten ent- 
wickelteren Gesellschaft seinen Platz durch erhöhete Lei- 
stungen zu behaupten, ist an jedes einzelne Glied derselben 
gestellt. Die Natur wird bei einer Häufung derselben Ar- 
beitsleistungen karger; der Werth desselben Dienstes 
sinkt nicht nur durch die Vermehrung des Angebotes, sondern 
auch durch die Vergleichung mit einer höheren Gegenleistung. 
Die Ansprüche aller wachsen durch den Reiz der reicheren 
und höheren Genüsse, welche die vorgeschrittenere Entwickelung 
der Wirlhschaft zur Schau stellt. 

Bleiben die Leistungen des Einzelnen unter dem Maasse dessen, 
was je nach dem jedesmaligen Zustande der wirthschaftlichen 
Entwickelung zur Behauptung einer selbstständigen Stellung in 
der Gesellschaft gehört, so verschuldet er dadurch nicht nur 
eigenes Elend, sondern hemmt und beschwert auch seine Neben- 
menschen in der Verfolgung ihres Zieles. 

Bei der Ausbeutung des Naturfonds tritt er als Mitbewerber 
auf; der Umfang seiner Bedürfnisse hängt nicht allein von seiner 
Arbeitskraft, sondern auch von der Bildungsstufe ab, welche die 
Gesellschaft bereits erreicht hat. Dieselbe kann sich der An- 
erkennung ihrer solidarischen Verantwortlichkeit niemals ganz 
entziehen. Wenn Mitglieder eines civilisirten Staates in dem 
Schmutze eines Hottentotten und in der dumpfen Trägheit eines 
Eskimo dahin brüten, gereicht dieses mit Recht dem ganzen 
Staat zur Schmach und zum Vorwurf. 

Von dieser Ansicht aus legte sich die ältere Gesellschaft in 
grosser Ausdehnung die Befugniss bei, nach dem jedesmaligen 
Zustand ihrer Entwickelung Anweisungen über das Maass der 
Bildung im weitesten Sinne des Worts zu erlassen, welche jedes 
ihrer Glieder sich angeeignet haben müsse, um Anspruch auf 
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eineselbstständige Stellung zu haben. Sie traf Vorkehrungen, 
dass die Zahl derselben das Maass der gesteigerten Kräfte nicht 
überschreite. 

Die Anerkennung dieses Rechtes ist in neuerer Zeit erschüttert 
worden und selbst versagt, weil — in Folge einer mangelhaften 
Entwickelung in der Gliederung der Gesellschaft — der Schwächung 
und Ausartung des Familien - Gemeinde - und Korporationslebens 
— dasselbe dahin gemissbraucht wurde, die Kräfte und An- 
strengungen des heranwachsenden Geschlechtes zum Yortheil 
des älteren auszubeuten; die frischen Triebe dem Privilegium 
dienstbar zu machen, und so den Fortschritt zu hemmen, statt 
ihn zu fördern. 

Diese Thatsache veranlasste eine entgegengesetzte Nutz-* 
anwendung der an und für sich gleichmässig anerkannten Wahrheit, 
dass das wohlverstandene Interesse des Einzelnen mit dem wahren 
Wohle der Gesellschaft im Einklang stehe, und dass zur Be- 
hauptung seiner Stellung in der entwickelteren Gesellschaft jeder 
Einzelne zu höheren Leistungen verbunden sei. Man zog hieraus 
nunmehr den Schluss, dass der eigene Vorth eil jedes Ein- 
zelnen ihn zur entsprechenden Anstrengung seiner Kräfte treiben 
werde; und dass daher die Wahrnehmung der in dem Naturgesetz 
der Beviilkerungsvermehrung enthaltenen Pflichten von seiner 
Freiheil zu erwarten, sowie seiner Verantwortlichkeit 
zu überlassen sei. 

Von dieser Ansicht aus schritt man nach dem Vorgange 
Frankreichs auch in Preussen zur Aufhebung der wichtigsten 
Beschränkungen, welche der Freiheit des Einzelnen früher bei 
der Wahl seines Wohnorts, sowie seines Berufes und bei der 
Gründung eines eigenen Hausstandes entgegengestanden hatten. 

Noch ist indess kein halbes Jahrhundert seit der Einführung 
dieses neuen Grundsatzes verflossen, und schon zeigt sich immer 
deutlicher und unabweislicJier , dass die abstrakte und einseitige 
Anwendung desselben für den Einzelnen wie für das Gemein- 
wesen nicht minder grosse Gefahren und Uebel hervorruft, als 
der Missbrauch der Rechte, welche die ältere Gesellschaft für 
sich in Anspruch nahm. 

Einmal ist durch glaubwürdige Zeugnisse der verschiedensten 
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Personen und aus allen Theilen der Monarchie zum Theil leider 
durch unglückliche und grauenvolle Ereignisse die Thalsache 
ausser Zweifel gestellt, dass die Zunahme der Bevölkerung nicht 
„überall" von den entsprechenden Fortschritten der Bildung, 
sowie von der angemessenen Vermehrung des Kapitals begleitet 
gewesen ist. Noch weniger hat die Vermehrung der Bevölkerung 
dieses günstige Verhältniss „von selbst" oder gar „mit Noth- 
wendigkeit" herbeigeführt. Neben einem unverkennbaren 
Aufschwünge des Wohlstandes und einer sichtlichen Veredelung 
der Gesittung bei einem grossen Theile des Landes und der 
Bevölkerung ist in andern Gegenden oder für andere Klassen 
der Einwohnerschaft, oft dicht nebon und selbst in Vermischung 
mit jenen Beispielen eines erfreulichen Fortschrittes, eine Ver- 
schlechterung des wirthschaftlichen wie des moralischen Zu- 
slandes eingetreten. 

Es haben sich, leider in einer besorglichen Ausdehnung — 
Verhältnisse entwickelt, welche einem Theile der Bevölkerung 
die Kraft, sowie den Willen nehmen, sich durch eigene An- 
strengungen aus einer traurigen Lage emporzuarbeiten; Verhält- 
nisse, welche selbst Ursache noch tieferen Elends werden und 
den neuen Namen des Pauperismus, das heisst einer ent- 
sittlichenden Armuth erhalten haben. In verschiedenen Theilen 
der Monarchie sind Noihslände eingetreten, welclie die Anwendung 
ausserordentlicher Mittel erheischten, um nur den dringendsten 
Bedürfnissen des Augenblickes zu begegnen. Ja es haben auch 
durch grosse Anstrengungen von Seiten des Staates, wie der 
Privatmildthätigkeit Ereignisse nicht abgewendet werden können, 
welche eine Verkümmerung der Bevölkerung durch anhaltende 
drückende Entbehrung, und selbst eine Verminderung derselben 
durch Mangel zur Folge halten '). 



1) Das älteste, mindestens zuerst Gegenstand der öffentlichen Auf- 
merksamkeit gewordene Beispiel eines Rückschrittes in Beziehung auf 
Wohlstand und Gesittung bei einem dadurch nicht unterbrochenen 
Fortschritt der Einwohnerzahl zeigen dieGebirgskreise Schlesiens. 
Der Verrall der Leinenindusirie und die ungenügenden Fortschritte in der 
theilweise an ihre Stelle getretenen ßaumwollenindustrie rief seit der 
Herstellung der Continentalsperre periodisch Krisen berror, welche die ernsteste 
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Der Grundsatz, dass es den Wirkungen des Eigenvortheils 
und der einem Jeden eingeräumten Freiheit allein überlassen 



Aufinerlisainlieit der Regierung in Anspruch nahmen und wiederholt, ins- 
besondere im Jahre 1844 die öffentliche Theilnahme auf diese Zustände hin- 
lenlitcn. Die Verminderung des wörhentlirhen Verdienstes der mit der 
Handweberei und Spinnerei beschäftigten Personen ist ebenso unzweifelhaft, 
wie die Verschlimmerung ihres moralischen Zustandes, und die 
Vermehrung ihrer Zahl. Die Ueberzcugung, dass für diese Bevölkerung 
eine Verbesserung ihrer Zustände nicht zu hoffen steht, sofern sie sich und 
ihren herrschenden Neigungen lediglich überlassen bleibt, hat sich wohl 
Jedem aufgedrängt, der diese Zustände näher untersucht hat. 

Vgl. darüber die sehr lehrreichen Berichte des verewigten K u n t h 
aus dem Jahre 1818 in den Noten des Handelsministeriums. A. Schneer, 
über die Noth der Leinen -Arbeiter in Schlesien, Berlin bei Veit 1844. 
— Der Baumwollenweber am Eulengebirge von H. D ü r w a I d. Schweidnilz 
bei Henge 1844. — CG. Kri es, über die Spinner und Weber in Schlesien, 
Breslau bei Aderholz 1845. Man sehe auch die Berichte der von der 2ten 
Kammer in der Session von 18''750 niedergesetzten Kommission zur Unter- 
suchung des Nolhstandes der Spinner und Weber in Schlesien, in Eichsfelde 
und in Westphalen (N. 503; 547; 605). Unter ganz anderen Verhältnissen 
und aus anderen äusseren Veranlassungen trat in der Provinz Preussen 
wiederholt ein Noihsland ein, was den Provinzial - Landtag im Jahr 1845 
veranlasste, die Niedersetzung einer besonderen Kommission zur Untersuchung 
der Ursachen dieser Erscheinung zu beantragen, welche auch im Jahre 1846 
erfolgte. Das Ergcbniss dieser Untersuchung kann kurz dahin zusammen- 
gcfiisst werden, dass in Folge der neueren Gesetzgebung die Zahl der Eigen- 
käthner und Loosleute (Einlieger) sich ausserordentlich vermehrt habe, deren 
Lage der Bericht unter anderm also beschreibt: 

„Der alljährlich wiederkehrende gänzliche Mangel einer geordneten 
„Erwerbsthäligkeit während einer Reihe von Monaten muss aber die 
„physischen Kräfte sowohl , wie die m o r a I i s c h e n in einer 
„Weise untergraben, die endlich die Erwerbsfähigkeit und jede Aussieht 
„auf Hebung des socialen Zustandes dieser zahlreichen Bevölkerungsklasse 
„verniehtel." Siehe die Verhnndlungen der Kommission zur Erörterung der 
Ursachen des in der Provinz Preussen öfter wiederkehrenden Nolhstandes. 
Königsberg bei Dalkowski 1847. 

Neuere Untersuchungen haben diese Angaben über die grosse und 
stets wachsende Zahl, sowie über die traurige Lage der durch 
T a g e 1 o h n ihren Erwerb suchenden , in keinem festen Ver- 
tragsverhältniss stehenden , ländlichen Arbeiter in der 
Provinz Preusen nur bestätigt. (Vgl. v. Lengerke, die Provinz Preussen 
in landwirthschaftlicher Beziehung, Berlin bei Wiegandt und Grieben 1852. 
S. 137—167 und 434—506). 
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werden könne und müsse, den Einklang zwischen den besonderen 
Interessen jedes Mitgliedes der Gesellschaft und ihrem gemein- 



Zahlreiche Berichte der den Verhältnissen am nächsten stehenden Per- 
sonen ergeben, dass die Zustände der bezeichneten Einwohnerklassen in den 
übrigen Provinzen des preussischen Staates schwerlich günstiger sind, 
und gerade in den am wenigsten bevölkerten Gegenden am meisten bedroht 
erscheinen. Siehe v. Lengerke die ländliche Arbeiterfrage, Berlin 1849 
bei Schröder, wo es in der Zusammenfassung der Ergebnisse von 168 Be- 
richten landwirthschaftlicher Vereine S. 17 heisst: 

„Allgemeiner und entschiedner tritt die Misslirhkeit der Lage des 
„ländlichen Arbeiters jedenfalls bei dem Einlieger und Heuerling hervor; 
„ — seine Existenz ist weit überwiegend eine dürftige und 
„hat tungslose." Vergleiche auch H. Graf zu Dohna : die freien Arbeiter 
im preussischen Staate , Leipzig bei Wigand 1847. 

Ein ferneres Zeogniss für die Wahrheit dieser Schilderungen hat der 
kürzlich in der 2ten Kammer gestellte Antrag des Abgeordneten Wagen er, 
(eines Dohiänenpächters aus dem Regierungsbezirk Frankfurt) auf Errichtung 
allgemeiner Hilfskassen abgelegt (Sitzung I851/52 N. 114). In der diesen 
Antrag modificirenden Denkschrift (Berlin bei Moser 1851) äussert sich der 
Verfasser kurz dahin, dass jeder der mit den so;renannten freien Arbeitern 
auf dem Lande verkehre, das unter ihnen herrschende Elend anerkennen 
müsse, falls er nicht absichtlich Auge und Ohr dagegen verschliessen 
wolle. 

Welche grauenvolle Zustände sich aus diesen Verhältnissen bei hinzu- 
tretender Ungunst des Klimas und wiederholter Missernten plötzlich entwickeln 
können , haben wir in den Jahren 1847 u. 1848 in Oberschlesien erlebt. 

Der Bericht der Kommission der 2ten Kammer zur Prüfung des Gesetz- 
entwurfs betreffend die Unterhaltung u. s. w. der Typhus- Waisen in Oberschlesien 
(1851 N. 297) schildert die Zustände der ländlichen Bevölkerung in jenen 
Gegenden folgendermassen : 

„Bis jetzt ist ein grosser Theil der Bevölkerung Im Zusammenwoknen 
„mit Haustbieren in elenden Hütten zufrieden, auf Kartoffeln und Sauerkohl, 
„selbst mit Ausschluss von Brod, als auf seine Hauptnahrungsmittel hingewiesen, 
„zum Beiteln genölhigt, und im steten oder zeitweisen Genuss des Brannt- 
„weines als Aufreizungs- und Abslumpfungsmittels in seiner Art glücklich 
gewesen." 

Der Biericht führt es darauf als T h a t s a c h e an, dass die Bevölkerung 
in diesen Gegenden seit 30 Jahren sich ungefähr verdoppelt- habe, „ohne 
„dass mit ihr die Vermehrung der Erwerbsmittel oder 
„di.e Kultur des Bodens auch nur entfernt gleichen Schritt 
„gebalten , und dass namentlich unter der besitzlosen Klasse das frühe Hei- 
„rathen selbst vor den Jahren der Mündigkeit überhand genommen habe." 

Das Vorhandensein eines ländlichen Proletariates im 
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Samen Wohl herzustellen, hat in seiner weiteren Enlwickelung 
ungemessene Ansprüche des Einzelnen an den Staat her- 
vorgerufen. 

In der entwickelteren Gesellschaft wird die Erhaltung seiner 
Existenz und die Befriedigung der durch die Civilisation gestei- 
gerten Bedürfnisse durch Anstrengung der eigenen Kräfte einem 
Jeden allerdings erst möglich, wenn er selbst bereits zu einer 
höheren Stufe der Bildung emporgehoben ist. Es gehört dazu 
Ausstattung mit Kenntnissen und Fertigkeiten, Unterstützung durch 
Werkzeuge und Vorräthe, Vorbereitung durch frühere Thätigkeit, 
umsichtige Erwägung künftiger Ereignisse u. dgl. Die Erfüllung 
aller dieser Voraussetzungen wird durch die eingeräumte Freiheit 
an und für sich und allein keinesweges gewährleistet. Dagegen 
scheint mit dem Anspruch auf Freiheit zugleich das Recht 
eines Jeden zu leben und sich seinem Berufe gemäss aus- 
zubilden, anerkannt zu sein. So entsteht die Vorstellung, dass 
die Gesellschaft, welche durch ihre Entwickelung es dem Ein- 
zelnen unleugbar erschwert und selbst unmöglich macht, ohne 
vorausgehende Unterstützung eine selbstständige Stellung 
einzunehmen und zu behaupten, verpflichtet sei jedes ihrer Mit- 
glieder mit den Hilfsmitlein auszustatten, welche demselben die 
Erfüllung seines menschlichen Berufes allein möglich machen. 

Die Ansprüche werden nach und nach alle auf den Staat 
geworfen, da die niederen Organe des gesellschaftlichen Lebens 
theils ganz zerstört, theils bis zur Ohnmacht abgeschwächt 
worden sind, die Vorstellung aber von der Einheit und soli- 
darischen Verantwortlichkeit des ganzen menschlichen Ge- 
schlechtes, insbesondere der Christenheit fast gänzlich ver- 
dunkelt oder doch ihrer practischen Bedeutung beraubt wor- 
den ist. 

Jene Ansprüche bedeuten schliesslich soviel, dass das heran- 



preussischen Slaat wird Lei der Zahl, dem Gewicht, der Verschiedenarligkeit 
und Uebereinstimmung der dafür beigebrachten Zeugnisse wohl nur von denen 
in Abrede gestellt werden können, welche „Auge und Ohr absichtlich gegen 
offenkundige Thatsachen verschliessen", wenn auch über die Ausdehnung 
und Ursachen dieser traurigen Erscheinung Meinungsverschiedenheiten ob- 
walten mögen. 
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wachsende Geschlecht kraft seiner Geburt und auf Grund seines 
Daseins einen Rechtsanspruch geltend machen zu dürfen 
glaubt auf alles, was der Fleiss und die Sparsamkeit früherer 
Jahrhunderte innerhalb eines Staatsgebietes erworben, ohne Rück- 
sicht darauf, wie weit diese Yerlassenschaft nach Herkommen 
und Gesetz die Ausstattung einzelner Mitglieder des Staatsver- 
bandes geworden ist. 

Damit geht eine Vermischung der Begriffe von Staat und 
Gesellschaft Hand in Hand, mindestens wird das Gebiet des ersteren 
je nach dem Bedürfniss beliebig erweitert. Um so leichter wird 
es die ausschweifenden Vorstellungen über die Grösse der Mittel, 
welche dem Staat zu Gebote stehen , sowie über das Maass der 
Genüsse, worauf das Leben selbst einen Anspruch gewähren 
soll, festzuhalten. 

So bilden diese Ansichten den geradesten Gegensalz zu der 
eben erwähnten einseiligen Entwickelung und missbräuchlichen 
Anwendung des älteren Grundsatzes, nach welchem die Gesell- 
schaft sich die Befugniss beilegte, dem Einzelnen die Bedingungen 
für den Gebrauch seiner Freiheit vorzuschreiben, und die Bahnen 
für die Entwickelung seiner Kräfte und Anlagen anzuweisen. 

Die Beachtung der Verirrungen, in welche man in der älteren 
und jüngeren Vergangenheil nach zwei entgegengesetzten Seilen 
hin geralhen ist, führt zur Erkennlniss des richtigen Weges, 
auf welchem die Heilmittel für die krankende Gcsellschalt zu 
finden sein werden. 

So gewiss ein Einklang zwischen dem richtig aufgefasslen 
Interesse des Einzelnen und dem des Gemeinwohles besteht, so 
gewiss kann ebensowohl die Person als die Gesellschaft, zumal 
in ihrer nach Raum und der Zahl ihrer Glieder beschränkten 
Entwickelung als Gemeinde -Korporation und Staat zu irr- 
thümlichen Vorstellungen ihres V ortheiles wie ihres 
Rechtes gelangen. Zwischen den falsch aufgefasslen Interessen 
des Einzelnen und der Gcsammtheit besteht aber keine Harmonie, 
vielmehr ein unvereinbarer Gegensatz. 

Die Ansichten beider Theile werden unvermeidlich beschränkt 
und daher unrichtig sein, wenn die Gesellschaft das Interesse 
des allgemeinen Wohles, die einzelne Person den Eigenvorlheil 
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zum alleinigen Gesichtspunkte ihrer Handlungsweise zu nehmen, 
crinächtigt werden. 

Die vollständige und unbefangene Erkenntniss des eigenen 
Vortheils wird nur dem gelingen , welcher nicht allein das 
Seine sucht. 

Die Gesellschaft wird in ihren Forderungen im Namen des 
Gemeinwohles nur dann nicht zu weit gehen, wenn sie dieses 
in der Begründung des Glückes und der Freiheit jedes ein- 
zelnen ihrer Glieder findet. Der einzelne Bürger wird bei 
Verfolgung des eigenen Vortheiles die Grenzen des Rechtes 
nur dann gewiss nicht überschreiten, wenn er denselben in der 
Beförderung des Gemeinwohls erkennt und sicherzustellen trachtet. 

In unseren Tagen, deren Weisheit für den Gewerbefleiss 
des Bürgers nur den Eigenvortheil als Triebfeder anerkennen 
zu müssen glaubl, ist die Verbreitung der Einsicht, dass im 
Gegentheil bei jeder Thätigkeit im Privatleben die Rücksicht auf 
das ölFentliclie Wohl nicht minder vorwallen müsse, wie die 
Sorge um das eigene Beste vor allen Dingen noihwendig. 

Der Staat kann sich der Aufgabe nicht entziehen hierauf 
mit Bewusstsein und Energie hinzuwirken. 

Seine Gesetze hüben vornehmlich die Aufgabe und Bedeutung, 
Wegweiser zu sein und Fingerzeige zu enthalten für die Er- 
kenntniss des Einklanges der Privatinteressen mit den Forderungen 
des öffentlichen Wohles, d. h. für die richtige Beurtheilung 
beider. Dieselben werden daher der Willkühr desto häufiger 
entgegentreten und selbst tiefere Eingriffe in das, was man die 
Freiheit des Einzelnen nennt, um so weniger scheuen dürfen, 
je unlauterer und verkehrter die Begriffe der Mehrzahl der Staats- 
angehörigen über ihre wahren Interessen sind. Wo die Sitte 
und die Macht der ölTentiichen Meinung so schwach geworden 
ist, dass Handlungen, welche durch kein Gesetz ausdrücklich 
untersagt und mit Strafe bedroht sind, deswegen schon für er- 
laubt gelten, wird manches angeordnet werden müssen, was 
bei einem gesunderen Zustande des geselligen Lebens ohne Gefahr 
und mit Vermeidung vieler Schwierigkeiten der Zucht der Sitte 
überlassen bleibt. 

Bei dem Bestreben, die Auffassung seiner Angehörigen über 
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ihren eigenen wahren Vorlheil zu erleuchten und zu veredeln, 
kann der Staat sich nur dann Erfolg versprechen, wenn er dabei 
durch die kräftigste Mitwirkung der Organe unterstützt wird, in 
welchen sich das Leben des Einzelnen unmittelbar bewegt, der 
Familie, der Gemeinde und Korporation. Die Unzertrennlichkeit 
des Privalwohles von dem Gedeihen dieser Kreise des geselligen 
Lebens wird hier einem Jeden durch seine eigene und unmittel- 
bare Erfahrung anschaulich; hier allein kann es daher gelingen, 
der Ueberzeugung Bahn zu brechen, dass die richtige Würdigung 
des eigenen Interesses und eine unbefangene Auffassung des 
eigenen Rechts mit einer hochherzigen Anerkennung und treuen 
Erfüllung der uns obliegenden Pflichten durchaus zusammenfallen. 
Mit Rücksicht auf dieses Ziel muss das Verhältniss des Ein- 
zelnen zu diesen Verbänden angemessen festgestellt und ihnen 
selbst die Macht zur Aufrechlerhaltung desselben wiederum 
eingeräumt werden , indess dem Staat die Sorge anheimfällt, 
jedem Missbrauch dieser Macht vorzubeugen und abzuhelfen. 

Nur durch ein selbstständiges wohlgeregeltes Leben dieser 
Glieder des gesellschaftlichen Körpers kann der allein richtige 
Grundsalz, dass Rechte erworben werden müssen, »dem 
Verständniss eines Jeden einleuchtend gemacht werden, nur 
dadurch die Wahrheit, dass zu einem wohlthätigen Gebrauch der 
Freiheit die Ausstattung mit physischen und moralischen Kräften 
gehört, dieselbe dagegen ohne diese Voraussetzung nur zu härterer 
Abhängigkeit und schliesslich zum Verderben führt, willige An- 
erkennung flnden. 

Nicht die Unrichtigkeit dieses Grundsatzes, sondern eine 
missbräuchliche Anwendung und Benutzung desselben hat die 
Mängel und Gebrechen der alten Gesellschaft verschuldet. Sie 
beutete ihn dahin aus, dass den Diensten derjenigen, welche 
noch nicht in die Reihen der Bevorzugten eingetreten wären, 
der entsprechende Lohn verkürzt wurde. 

Dies nicht nur zu verhüten , sondern mit Bewusstsein und 
Entschiedenheit auf die Beseitigung der heute noch auf uns 
lastenden Folgen dieses Unrechtes, das heisst auf die E r h ö h u n g 
des Lohnes hinzuwirken, ist die freilich schwierige, jedoch 
nicht unerreichbare und dabei ganz unerlässliche Aufgabe. 
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Um sie zu lösen, wird man die Bedingungen, an welche 
die Erlangung von Rechten geknüpft werden soll, überall so 
wählen müssen, dass sie zugleich als die nothwendigen Voraus- 
setzungen der selbstständigen Erfüllung des Berufes für den 
Einzelnen oder eines wohlthätigen Gebrauches seiner Freiheit, 
daher als die Forderungen seines eigenen wohlverstandenen 
Interesses anerkannt werden müssen. 

Die nachtheiligen Folgen einer Verkennung der Bedingungen, 
unter welchen eine fortschreitende Vermehrung der Bevölkerung 
aligemein noch als wohlthätig betrachtet werden kann und der 
irrigen Ansicht, dass die Sicherstellung dieser Bedingungen von 
der Wirkung^des sich selbst überlassenen Eigenvortheils erwartet 
werden dürfe, neben der dabei festgehaltenen Verantwortlichkeit 
des Staates für die Interessen der Gesammtheit wie für das 
Schicksal des Einzelnen treten am offensten bei der Verwaltung 
der Armenpflege hervor. Denn hier machen sie sich sofort als 
Forderungen geltend; hier wird das Missverhältniss zwischen 
den vorhandenen Mitteln und anerkannten Ansprüchen unmittelbar 
anschaulich; hier erkennt man die endlichen Früchte der vom 
Staat angenommenen und verkündeten Grundsätze auf das deut- 
lichste. 

Vorschläge, die in unserer Gesetzgebung herrschenden Prin- 
zipien über die Rechte und Pflichten der Staatsangehörigen, über 
die ihnen bei Verfolgung ihres Eigenvortheils einzuräumende 
Freiheit und die dem Staate sowie seinen Organen vorzubehaltende 
Macht wesentlich umzugestalten, werden daher am überzeugendsten 
begründet werden können, wenn wir von der Betrachtung der 
Armenpflege ausgehen. 

Wir beginnen dabei mit einer Darstellung der bestehenden 
Verhältnisse. 

1. Hänge! der bestehenden Armenpflege. 

Das Ziel, welches die Staatsverwaltung in Preussen bei der 
Organisation der Armenpflege verfolgt, ist in dem Erlasse einer 
Landesbehörde treffend dahin bezeichnet: 
„dass kein wirklich Hilfsbedürftiger ohne genügenden Beistand 

„bleibt; dass die dazu erforderlichen Mittel in gerechter 
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„Weise ohne üeberbUrdung Einzelner aufgebracht, und in 
„zweckmässiger Weise verwendet werden." 
Zur Erreichung dieses Zieles sind nach einer in der Beamten- 
weit ziemlich verbreiteten Ansicht die erforderlichen gesetz- 
lichen Grundlagen gegeben ; man vernimmt wohl die Aeusserung, 
die Armenpflege sei in Preussen geordnet. Dies ist auch in so- 
fern wahr, als durch das allgemeine Landrechl die Verpflichtung 
des Staates anerkannt ist, für die Unterstützung derjeniger 
Bürger zu sorgen welche in Hilfslosigkeit geralhen sind ') unc 
insofern spätere Gesetze näher bestimmen, wem in einem be- 
sonderen Falle die Erfüllung dieser Verpflichtung zunächst ob- 
liegt 2). 

Will man über die Ergebnisse dieser gesetzlichen Bestim- 
mungen ein Urtheil gewinnen, so muss man die Verhältnisse der 
(^grössten) Städte und der westlichen Provinzen von denen der 
ländlichen Kreise in den östlichen Provinzen wohl unterscheiden. 
Denn die Gesetze sind -hier und dort in ganz abweichender Weise 
zur Ausführung gekommen. 

In den Städten und westlichen Provinzen ist die Armen- 
pflege in formeller Beziehung wirklich geordnet. Es sind 
besondere Behörden bestellt, denen die Untersuchung über das 



1) Das allgemeine Landrecht bestimmt in Lit. 19. des II. Theils : 

§. 1. Dem Staate liommt es zu , für die Ernährung und Verpflegung; 
derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst verschaffen 
und denselben auch von anderen Privatpersonen, welche nach besonderen 
Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht erhalten können. 

§. 2. Denjenigen, welchen es nur an Alitteln und Gelegenheit ihren und 
der ihrigen Unterhalt selbst zu verdienen ermangelt, sollen Arbeiten, die 
ihren Kräften und Fähigkeiten gemäss sind , angewiesen werden. 

2) Diese Bestimmungen sind durch das Gesetz vom 31. Decbr. 1842 
„über die Verpflichtung zur Armenpflege" und das unter demselben Datum 
erlassene Gesetz „über die Aufnahme neuanziehender Personen" getroffen. 

Das erste Gesetz verpflichtet die Gemeinden zur Unterstützung der 
Hilfsbedürftigen, welche daselbst einen Wohnsitz erworben, oder sich drei 
Jahre lang vor dem Beginn ihrer Verarmung aufgehalten haben. Der Kern 
des zweiten Gesetzes ist in dem §. 1. enthalten, welcher also lautet: 

„Keinem preussischen Unlerthan darf an dem Orte, wo er eine eigene Woh- 
„nung oder ein Unterkommen sich selbst zu verschaffen im Stande ist, der 
„Aufenthalt verweigert, oder durch lästige Bedingungen erschwert werden.» 
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Vorhandensein der Hilfsbedüritigkeit und die näiieren Umstände 
des Falles obliegt (Armenkommissionen). Dieselben sind so 
zusammengesetzt, dass sie im Allgemeinen itir Urllioil ohne zu 
ängstliche Rücksicht auf die eigene Beitragspflicht abgeben. Hier 
ist ferner der Haushalt geordnet, und es sind allgemeine, wenn 
auch mehr oder weniger zweckmässige, Bestimmungen über die 
Vertheilung der Steuern vorhanden, so dass die Mittel zur Armen- 
pflege nach Maassgabe des anerkannten Bedürfnisses im Allge- 
meinen beschafll werden können. 

Die Folgen dieser Ordnung zeigen sich zunächst darin, dass 
die Last der Armenpflege fortdauernd gestiegen und in den 
grössern Städten bereits zu einer drückenden Bürde herange- 
wachsen ist '). 

Insbesondere haben in den letzten Jahren die Versuche, 
Armen durch die Vermittelung der Gemeinden lohnende Be- 
schäftigung zuzuweisen, den Haushalt mancher Städte mit Zer- 
rüttung bedroht '*). 

Dennoch erweisen sich die Verwendungen zur Befriedigung 
des vorliegenden Bedürfnisses als nicht genügend. Die bewilligten 
Almosen reichen zum Unterhalt eines wirklich Hilflosen meistens 
nicht hin '). Die unläugbar noch vorhandene Noth ruft frei- 



1) Die Gesammtliosten der Armenpflege in Berlin werden in dem 
Berietit der Armenverwaltung im Jatire 1842 auf Rthlr. 402,000 angegeben. 
Nach den Etats waren sie im Jahre 1846 auf 497,898 Rthlr., im Jahre 1849 
auf 608,000 Rlhlr., 1850 auf 597,000 Rthlr. gestiegen. In B r e s I a u empfingen 
von 104,222 Einwohnern, welche die Stadt im Jahre 1849 zählte, nach 
Angabe der städtischen Behörden nicht weniger als 32,794 Unterstützung 
aus öfl'entlichen Mitteln. 

Aehnlich sind die Verhältnisse in Köln , Aachen u. s. w. Auch in den 
Mittelstädten, wie Marienwerder, Liegnitz u. s. w. bildet die Ausgabe für 
die Armenpflege schon einen ziemlich bedeutenden Posten. In kleinen Städten 
wie Stuhm, Garnsee u. s. w., deren Verhältnisse sich denen des platten Landes 
nähern, sind sie noch ganz unbedeutend. 

2) Die grossen Städte wie Berlin, Breslau, Cöln , Aachen u. s. w. sind 
in den Jahren 1849 — 51 genöthigt gewesen, zur Deckung des Defizits im 
Stadthaushalte beträchtliche Anleihen zu machen, abgesehen von der Erhöhung 
bestehender oder der Einführung neuer Abgaben. Die ausserordentlichen 
Ausgaben für die Armenverwaltungen waren zum Theil die Veranlassung davon. 

3) Selbst in Berlin betrug die einem Hilfsbedürftigen gewährte monat- 
ZeitsRiir. für ätnaUvr. 1853. Is Heft. 2 



IS Betrachtungen 

willige Vereine hervor, die indess bei ihrer Zersplitterung, dem 
tneistens bemerkbaren Mangel an Plan, Ordnung und Energie, 
die Aufgabe oft vielmeiir erschweren und neue Ansprüche her- 
vorrufen, als wirkliche Hilfe schaffen. So kann dem Betteln 
nicht mit voller Kraft entgegengetreten werden. 

Noch entschiedener wird der Mangel an Anstalten empfunden, 
in welchen Kranke verpflegt, Obdachlose vorläufig untergebracht, 
Unbeschäftigte zur Arbeit angehalten werden können. In den 
kleineren Städten fehlten solche Anstalten bisher fast gänzlich. 

Andrerseits sind die Fälle nur zu häufig, dass Zudringlich- 
keit und List forllaufende Unterstützungen sich erwirkten wo Um- 
sicht und Fleiss hingereicht haben würden, den Unterhalt aus eigenen 
Mitteln zu sichern. Solche Erfahrungen, ja die Grundlage, auf 
der das ganze System errichtet ist, nöthigen zur äussersten Strenge 
der Grundsätze , und erklären Misstrauen , Unfreundlichkeit und 
in manchen Fällen auch wohl Härte bei Ausübung des Amtes. 
Die Anerkennung der Hilfsbedürfligkeit wird an äussere Merk- 
male einer bereits vorhandenen Noth und der Enlblössung von 
allen eigenen Hilfsmitteln geknüpft. So lange noch Betten un- 
verkauft, ein warmer Anzug unverpfändet ist, wird es schwer, 
dem Gesuch um Unterstützung Eingang und Berücksichtigung 
zu verschaffen. Jedenfalls ist es nicht Aufgabe der Armenkom- 
missionen und steht selbst nicht in ihrer Befugniss, dem Forl- 
schritt einer beginnenden Verarmung durch eine recht- 
zeitige Hilfe zu begegnen, oder aus einer verwickelten Lage 
durch Bewilligung einer einmaligen umfangreicheren Unterstützung 
zu befreien. Der Entstehung einer dauernden Last durch 
eine über das augenblickliche und dringende BedUrfniss hinaus- 
gehende Beihilfe vorzubeugen, die Quellen der Armuth 
zu verstopfen, dazu fehlt die Vollmacht in Beziehung auf die 



liehe Untergtützung nach einem Berichte der Armenverwaltung aus dem 
Jahre 1842 im Durchschnitte nur 1 Rthlr. 24 Sgr. In Breslau beträgt das 
einem Einzelnen bewilligte Almosen meistens 1 bis l'/a Rthlr. , bei Familien 
höchstens 3 Rthlr. monatlich ; in den kleineren Städten werden 1 5 bis 20 Sgr. 
im Minimum, und 1, V/z, höchslens 2 Rthlr. als Maximum bewilligt. Ansser- 
dem wird nach gewissen Grundsätzen, welche sich in der Praxis herausbilden, 
Armen bisweilen eine Unterstützung verweigert, auch wenn sie in dem 
Zustande der HilfsbedUrftigkeit sind. 
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Verfügung über die Mittel ; dazu fehlen noch mehr die geistigen 
Kräfte. Nur ein Almosen zur Linderung der augenblicklichen 
Noth kann von einer an Gesetze und Instructionen gebundenen 
Behörde dargereicht werden ; nur eine auf Befolgung der Gesetze 
und Instructionen gerichtete Thätigkeit kann zur öffentlichen 
Pflicht gemacht und als solche überwacht werden. 

Um eine dauernd wirksame Hilfe zu gewähren , ist vor 
allen Dingen persönliche, dem Armen gewidmete Theilnahme 
erforderlich. Seine Verhältnisse müssen sowohl in Beziehung 
auf die Ursachen der Noth, als rücksichtlich der angemessensten 
Mittel der Hilfe genau untersucht werden ; der äusseren frei- 
gebig gewährten Unterstützung muss eine innere Heilung und 
moralische Ueberwachung zur Seite gehen. Eine solche, den 
Armen gewidmete Thätigkeit erfordert eben so viel Wohlwollen 
als Einsicht und Charakterstärke ; es gehört dazu ein beträchtlicher 
Aufwand von Zeit, und eine freie, an keinen Schematismus ge- 
bundene Verfügung über die vorhandenen Mittel. Zu einer solchen 
Thätigkeit fehlt den Mitgliedern der Armenkommissionen und den 
Bezirksvorstehern, welche ihr Amt meistens nur sehr ungern 
übernehmen, in der Regel ebensowohl der Raum und die Kraft, 
als der Wille. So ist denn der Erfolg der städtischen Armen- 
pflege im Allgemeinen der, dass die Gemeinden im Ganzen unter 
der Last derselben seufzen und sich über die Gesetze des Staates 
als theils unweise, theils sogar als ungerechte beschweren. Die 
Wohlhabenden werden durch unaufhörliche Anforderungen an 
ihre Mildthäligkeit neben der fühlbaren Belastung durch Steuern 
um so mehr ermüdet und widerwillig gemacht je weniger sie 
befriedigende Erfolge sehen ; die Armen endlich, welche die ge- 
setzliche Verpflichtung der Kommune sehr wohl kennen, gewöh- 
nen sich mehr und mehr daran, die Unterstützung als ihr Recht 
in Anspruch zu nehmen. Sonach empfinden sie, statt die em- 
pfangenen Wohlthaten unter allen Umständen mit Dank gegen 
die Geber und Anhänglichkeit an die Staatseinrichlungen zu ver- 
gelten, die vermeinte oder auch wirkliche Unzulänglichkeit der- 
selben als eine unbillige Verkürzung, und messen dieselbe um 
so sicherer der Nachlässigkeit oder Hartherzigkeit der Armen- 

2* 
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Väter bei, je unrichtiger ihre Vorstellungen über die Kräfte der 
Kommune sind. 

Genug, die Armenpflege, insbesondere in den grösseren 
Städten ist nur ein Beweis, wie auch für irdische Verhältnisse 
und politische Einrichtungen der Ausspruch sich bewahrheitet, 
dass die Vertheilung aller Habe unter die Armen ohne Frucht 
und Segen bleibt, wenn sie nicht unter der Leitung der Liebe 
geschieht. 

In den ländlichen Gemeinden der östlichen Provinzen 
sind die Verhältnisse zwar sehr abweichend von den soeben ge- 
schilderten, indess leider in vieler Hinsicht noch weniger be- 
friedigend. 

Es fehlt an jeder Organisation. Bei der Regelung der 
gesetzlichen Armenpflege kommen drei Gesichtspunkte in 
Betracht. Zunächst müssen Behörden da sein , welche den 
Zustand der Bedürftigkeit mit Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit 
untersuchen, also ebensowohl verhüten, dass Jemand unbeachtet 
im Elend verkomme, als dass eine Unterstützung ohne begründeten 
Anspruch erschlichen werde. Zweitens muss die Beschaffung 
der erforderlichen Mittel gesichert sein; und endlich ist bei 
deren Verwendung die Einhaltung richtiger Grundsätze 
erforderlich. 

In jeder dieser drei Beziehungen muss die ländliche Armen- 
pflege in den östlichen Provinzen als eine ungeordnete 
bezeichnet werden. 

Die vorhandenen Behörden haben nicht die Stellung und 
Fähigkeit, um sich der Prüfung der Hilfsbedürfligkeit mit Sorgfalt 
und Unbefangenheit zu unterziehen. 

Der Schulze, welcher zunächst zu untersuchen hat, ob in 
der Gemeinde Arme vorhanden seien, ist zu unmittelbar dabei 
betheiligt, der Gemeindekasse vielmehr Ausgaben zu ersparen 
als aufzubürden. 

Im Allgemeinen fehlt ihm ferner ebensowohl das Ansehen 
wie die Bildung zur wohlthätigen Ausübung dieser Pflicht. Endlich 
muss anerkannt werden, dass bei der jetzigen Verfassung unseres 
Heimathswesens die Hilfsbedürftigen, — welche doch meistens 
der Klasse der Tagelöhner angehören — grossentheils in gar 
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keiner näheren Beziehung zu der Gemeinde stehen, sich ohne 
ihre Einwilligung daselbst niedergelassen haben und ihre Be- 
schäftigung ausserhalb derselben suchen. Die Dominialpolizei 
entzieht sich möglichst allen lästigen Geschäften; die Rentmeister 
in den königlichen Dörfern sind zu entfernt, mit Kassen- und 
andern Büreaugeschäften zu sehr überhäuft, um den Verhältnissen 
einzelner Personen dauernde Aufmerksamkeit widmen zu können. 
Noch viel mehr ist dies mit dem Landrath der Fall. 

Dennoch sind es die königlichen Behörden, welche in der 
Regel um Unterstützung angegangen werden, wenn der Fall der 
Hilfsbedürftigkeit eintritt, da die Gemeinden ohne Aufforderung 
und selbst Nöthigung ihre gesetzliche Verpflichtung seilen erfüllen. 
Bei der Entfernung der Behörden von dem Wohnorte der Hilfe- 
suchenden wird dann meistens der Weg schriftlicher Verhand- 
lungen eingeschlagen ; es kommt auf Untersuchung der Heimaths- 
verhältnisse , ärztliche Prüfung des Gesundheitszustandes u. s. w. 
an , worüber Wochen vergehen. Die geringere Zahl der Dar- 
benden hat den Mulh und die Mittel, diese Schwierigkeiten zu 
überwinden. In Schlesien , woselbst der Kreis zugleich Land- 
armenverband ist, und sonach die Verpflichlung hat, für die 
Verpflegung der heiniathlosen Armen zu sorgen und den un- 
vermögenden Gemeinden zu Hilfe zu kommen , hat auch der 
Landrath keine unbefangene Stellung; auch er sucht natürlich 
dem Kreise vielmehr Kosten zu ersparen als zuzuziehen. 

Nicht weniger folgenreich und eine Entschuldigung für die 
Behörden, wenn sie das Vorhandensein der Hilfsbedürfligkeit 
nicht mit besonderem Eifer untersuchen, ist der Umstand, dass 
es an geeigneten Bestimmungen fehlt, um die erforderlichen 
Mittel zur Unterstützung der Armen überall zu beschaffen. 
Es mangelt in dieser Beziehung ebensowohl an einer zweck- 
mässigen Organisation der Armen v erbä nde als an ge- 
nügenden Bestimmungen für eine Vertheilung der Last 
innerhalb derselben. 

Die einzelnen Gemeinden sind oft zu klein, und sämmtliche 
Mitglieder derselben selbst zu arm , und zu sehr demselben 
Wechsel der Verhältnisse unterworfen , als dass man ihnen er- 
hebliche Anstrengungen zur Unterstützung einiger besonders 
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dürftiger Einwohner zumuthen könnte •). Wie kann eine aus 



1) Nach der statistischen Uebersicht, welche den Motiven des 1849 
vorgelegten Entwurfs einer Gemeinde-Ordnung beigefügt ist, hatten von den 
überhaupt im preussischen Staate vorhandenen 36,588 ländh'chen Gemeinden 
nicht weniger als 8355 eine Bevölkerung von weniger als 100 Seelen, und 
nur 5292 eine Bevölkerung von 500 Einwohnern und mehr, also 31,296 Ort- 
schaften eine Bevölkerung von weniger als 500 Seelen. (Siehe die steno- 
graphischen Berichte der ersten Kammer 1849. Bd. 2. S. 580.) Wie weit 
die Zersplitterung in vielen Gemeinden geht, entnimmt man noch anschaulicher 
aus der Angabe, dass nach einer im Jahre 1818 gedruckten Topographie 
in den drei Regierungsbezirken Gumbinnen, Königsberg und Marienwerder 
— ausser den Vorwerken, einzelnen nicht zu den Dorfgemeinden gehörigen 
Höfen, Mühlen u. s. w. 8204 Dörfer vorhanden waren, von denen 3828 we- 
niger als 10 Häuser hatten; "'/& der ganzen Zahl hatten weniger als 31 Häuser. 
S. V. Haxthausen, die ländliche Verfassung in den Provinzen Ost- und West- 
Preussen. Königsberg 1839. S. 67. Die Zersplitterung dürfte sich seitdem 
durch die Separationen, Abbauten , Colonisalionen u. s. w. eher vermehrt als 
vermindert haben. 

Vgl. Wegen er, Grundzüge einer zeitgemässen Reorganisation des Ge- 
nieinilewesens, Berlin 1850. S. 29. 

Die kürzlich von dem statistischen Bureau herausgegebenen Tabellen 
enthalten keine Uebersichten dieser Art, wie viel Ortschaften gegenwärtig 
weniger als 5, 10 oder 20 u. s. w. Häuser enthalten. Doch kann man aus 
den gegebenen Durchschnittszahlen schliessen, wie gross die Zahl der ganz 
unbedeutenden Dörfer sein muss. In den Provinzen Preussen, Posen, Pommern 
betrügt die durchschnittliche Zahl der Wohngebäude in einem Dorfe 
zwi.':chpn 20 und 30; Hie durchschnittliche Einwoherzahl variirt nach 
den verschiedenen Regierungsbezirken zwischen 109 im Reg. Bez. Stralsund 
als Miniiiinni und 284 im Reg. Bez. Stettin als Maximum. Daneben ist die 
Zahl der Vorwerke, welche den Gemeinden gleichgestellt werden, und 
abgesondert von denselben bleiben sollen, in allen diesen Regierungsbezirken 
sehr beträchtlich, und in vielen Kreisen sogar grösser, als die Zahl der 
Bauerndörfer, ganz abgesehen von den einzelnen Etablissements, Mühlen- 
anlagen , Kolonieen u. s. w. ; welche die Zersplitterung noch vermehren. In 
Kreisen wie Rastenburg und Friedland in Ostpreussen, Bereut, Schlochau, 
Konitz, Schweiz in Wesipreussen beträgt die durchschnittliche Zahl der 
Wohngebäude auf einem Vorwerk, 8, 6 und selbst nur 4. In den rhei- 
nischen Regierungsbezirken kommen im Gegensatz auf ein Dorf 60 bis 70 
Wohngebäude ; ausserdem sind dort bekanntlich die einzelnen Höfe u. s. w. 
mit den Dörfern und diese untereinander zu Kommunalverbänden vereinigt. 

Vergleiche die Tabellen und amtlichen Nachrichten über den preussischen 
Staat aus dem Jahre 1849, herausgegeben von dem statistischen Bureau, 
Bd. III. Seite 412, 420 u. s. w. 
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lauter Handwebern bestehende Gemeinde im schlesischen Gebirge 
ihren unbeschäfliglen Mitgliedern eine wirksame Hilfe gewähren, 
da fast sämmtiiche Einwohner auch in den besseren Tagen nur 
ein kümmerliches Brot essen, und jede eintretende Handelskrisis 
schwer auf ihnen allen lastet? In ähnlicher Weise bringt 
eine Fehlernte der Kartoffeln, eine anhaltend regnerische Witterung, 
welche Feldarbeilen unlhunlich und die Wege grundlos macht, 
alle Einwohner einer oslpreussischen Kolonie oder eines ober- 
schlesischen Bauerndorfes an den Rand einer Hungersnoth. 

In der Mehrzahl der östlichen Provinzen besteht zur Zeit 
kein Arnienverband zwischen den Dominien und den angrenzenden 
Bauerndörfern. In Schlesien ist ein solcher zwar durch Erlasse 
der Verwallungsbehörden angeordnet; indess ist für die Aus- 
führung dieser Bestimmung oft noch viel zu wünschen übrig; 
insbesondere herrscht über das Verhäilniss, in welchem die Ge- 
meinden und Dominien zur Last der Armenpflege beilragen sollen, 
häufig Unsicherheit. Hiernach kann es nicht auffallen, dass Ge- 
meinden gegenwärtig nicht selten unvermögend sind , auch nur 
wenigen ihrer hilflosgewordenen Mitglieder die nöthige Unter- 
stützung zu gewähren. 

Um weitergehenden Forderungen einer wohlgeregellen Ar- 
menpflege zu genügen, reichen die Kräfte einzelner Dorfgemeinden 
fast niemals hin. Kranken- und Arbeits -Häuser zu errichten, 
sind Gemeinden von einer Bevölkerung unter 50Q Seelen für 
sich allein nicht im Stande. Ingleichen wird es so kleinen Ge- 
meinden in der Regel ebensowohl an Gelegenheit, wie an den 
Mitteln fehlen, um arbeitsfähige Arme zeitweilig lohnend zu be- 
schäftigen. 

Die preussische Gesetzgebung hat nun zwar nicht ganz un- 
beachtet gelassen, dass die Kräfte einzelner Dorfgemeinden nicht 
allen Bedürfnissen der Armenpflege genügend abhelfen können. 
Es ist die Errichtung von Landarmenverbänden ange- 
ordnet, um vorkommende Lücken zu ergänzen, und gemeinsame 
Anstalten zu errichten. Indess ist die Bedeutung derselben — 
abgesehen davon, dass ihre Verfassung noch nicht überall nach 
Maassgabe der neuern Gesetze geordnet ist '}, bis jetzt keine 

1) Der §. 37 des Gesetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege 
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erhebliche. Ihre Aufgabe ist im Wesentlichen die Unterhaltung 
einiger Strafanstalten für Landstreicher, Bettler und Arbeitsscheue, 
sowie der bestehenden Irrenhäuser und die Aushilfe für Unter- 
stützung derjenigen Armen, zu deren Verpflegung die einzelnen 
Gemeinden entweder nicht verpflichtet, oder nicht vermögend 
sind. Die durch sie verwandten Summen kommen gegen die 
regelmässigen Leistungen der grösseren Städte und gegen die 
Verwendung des Staates, sowie der Privatmildthätigkeit, in ausser- 
ordentlichen Fällen kaum in Betracht '). 

ordnet eine Revision der in den einzelnen Provinzen bestehenden Regle- 
ments über die Armenpflege an. Diese Revision ist zwar für einige Armen- 
verbände (z. B. der Kurmark, der Niedcriausitz, des Kreises Kottbus u. s. w.) 
erfolgt, für andere indess noch zu erwarten. 

1) Der kurmürliische Landarmenverband, welcher 15 Kreise und einige 
Ortschaften unifasst, verausgabte im Uanzen im J. 1848 rund 77,600 Rthlr., 
1850 73,000 Rthlr. Beinahe die Hälfte dieser Summen wurde durch die Unter- 
haltung der in den Sirafhauserri eingesperrten Bettler und Landstreicher in 
Anspruch genommen, eine Ausgabe, welche kaum unter den Gesichtspunkt 
der eigentlichen Armenpflege fällt. Einen anderen, ebenso erheblichen Theil 
der Ausgabe veranlasst die Verpflegung von Invaliden und die Behandlung 
von Irren. An Armenunterslützung , ausserhalb der zwei Strafanstalten zu 
Straussburg und Prenzlau; des Irrenhauses zu Neu-Ruppin, und des Inva- 
lidenhauscs zu Willstork , also an Heimalhlosc , oder unvermögenden Ge- 
meinden angchörfge Arme, wurden nicht mehr als 1848 rund 5500 Thlr., 
1850 Klhlr. fiüOO verwandt (vgl. das Amtsblatt der Regierung zu Potsdam, 
Jahrg. 1849, Beil. zum 52sten Stück; Jahrg. 1851, Beil. zum 36slen Stück.) 
Der wcslpreussische Landarmenverband, welcher die Regierungsbezirke 
Danzig und Marienwerder umfasst, liat im Durchschnitt der Jahre l8^V'i9 an 
laufenden Unterstützungen für heimalhlosc imd andere Arme die Summe von 
rund 12000 Rthirn. verausgabt. (Vergl. den in der Beilage I. uulgcllieillen 
Abschnitt eines landräthlichen Berichtes an die Regierung zu Marienwerder.) 
In dem Kreise Rcichenbach in Schlesien (woselbst der Landarmenverband 
auf die einzelnen Kreise beschränkt ist) betrug die Ausgabe des Landarmen- 
fonds vor dem Jahre 1848 jährlich etwa die Summe von 300 Rthirn., in 
dem Kreise M'aldenburg sogar nur 30 Rthlr. (nach mündlichen Angaben der 
Kreisbchordcn), obwohl diese Gegenden unter dem Drucke der auf der 
Baumwollen- und Leinenindustrie lastenden Krisis schwer darniederlagen, 
und vom Staate, sowie von Privatpersonen Tausende verwendet werden 
musslen , um das Aeusscrste abzuwenden. Auch in Oberschlesien ist bei 
Gelegenheit des dort ausbrechenden Typhus durch den Landarmenverband 
zur Linderung der Noth wenig geschehen ; die Aufgabe fiel auch hier im 
Wesentlichen dem Staate und der Privatmildthätigkeit zu. 
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Auch die ihnen gegenwärtig zugewiesene beschränkte Auf- 
gabe erfüllen die Landarmenverbände nur sehr unvollkommen. 
Die Mängel der unteren Behörden müssen auch hier sich geltend 
machen; es fehlt an geeigneten Bestimmungen, wonach die 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Gemeinden, oder die Verpflich- 
tung der Landarmenverbände nunmehr einzutreten, zu beurtheilen 
wäre; die Entscheidung über die Nothwendigkeit einer Beihilfe 
von Seite des Landarmenverbandes erfolgt von Behörden, welche 
die Verhältnisse der betreffenden Person oder Gemeinde in der 
Regel nur aus Berichten und Actenstücken kennen. 

Dass es bei der Organisation der Landarmenverbände an 
umfassenden Gesiclilspunkten gefehlt hat, erkennt man schon 
aus dem Umstände, dass der Umfang derselben hier auf einzelne 
Kreise und Städte, wie Potsdam und Frankfurt a. d. 0. beschränkt, 
dort über eine ganze Anzahl von Kreisen und selbst über zwei 
Regierungsbezirke ausgedehnt ist. Für einige Zwecke der Armen- 
pflege ist ein grösserer Verband ohne Zweifel geeigneter, für 
andere ein kleinerer; wenn für dieselbe Aufgabe Verbände so 
verschiedenen Umfanges hcrgeslellt werden, muss dieselbe in 
einer Beziehung hier, in der anderen dort ungenügend gelost 
werden. Der Verband eines landräthlichen Kreises ist zu klein, 
um bei ausgedehnt(;ien Noihständen, wie sie durch Missernten 
oder Handelskrisen, ansteckende Krankheiten u. dgl. herbeigeführt 
werdeil, wirksame Hilfe zu gewähren; denn durch solche Un- 
fälle wird in der Regel der grössere Theil des Kreises gleich 
hart getroffen. Dagegen ist das Gebiet ganzer Regierungsbezirke 
zu gross, um für Kranken- und Arbeitshäusser noch eine wirk- 
lich gemeinsame Benutzung zu gestatten. 

Fast noch tiefgreifender, als die Zersplitterung der Gemein- 
den und die ungenügende Organisation der Armenverbände ist 
der Mangel eines zweckmässigen und übereinstimmenden Maass- 
stabes zur V e r t h e i 1 u n g der Kommunalabgaben. In 
dieser Beziehung herrscht innerhalb der einzelnen Gemeinden 
desselben Kreises oft die grösste Verschiedenheit ; noch grössere 
Abweichungen bemerkt man zwischen verschiedenen Kreisen und 
Provinzen, ohne dass eine wirkliche Verschiedenheit der Ver- 
hältnisse oder Pflichten dieselben begründete. Sie sind hervor- 
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gerufen durch die bei den oberen Staatsbehörden vor dem Jahre 
1848 herrschende und nun wieder hervortretende Ansicht, die 
Entwickelung der Gemein deverhältnisse sich selbst überlassen und 
das sogenannte Herkommen erhalten zu müssen. 

Die bestehenden directen Staatssteuern, insbesondere die 
Grund- und Klassensteuer, waren als Maasstab zur Vertheilung 
der Gemeinde-Abgaben unmittelbar nicht wohl geeignet '}. Ihre 
wirklichen Mängel gaben der Entstehung unrichtiger Vorstel- 
lungen und willkürlicher Verbesserungsvorschläge Raum. Kam 
man zu keiner klaren Ansicht und zu keinem festen Entschluss 
über die bei den S t a a t s steuern nolhwendigen Verbesserungen, 
so erklärt es sich, dass die oberen Behörden um so mehr von 
dem Versuche abstanden, die Grundsätze der Lokalbesteuerung 
allgemein zu regeln. Allein ebenso begreiflich ist es, dass die 
früher fast ganz unbekannte Aufgabe, Abgaben zu vertheilen, 
von den Gemeinden selbst, bei dem Mangel an jedem genügenden 
Anhaltspunkte und den geringen geistigen Kräften, die ihnen 



1) Wo man an der Ansicht festgehalten hat, dass lur die Vertheilung 
von Kommunaiabgaben , wo nicht allein , so doch zum grössten Theile das 
Grundeigenthum zum Maasstab dienen müsse, hat man in den öst- 
lichen Provinzen gleichwohl die Grundsteuer wegen ihrer offenbaren 
Ungleichheit dazu meistens nicht anwenden können, sondern entweder andere 
in früherer Zeit zu besonderen Zwecken veranstaltete Abschätzungen des 
Grundes und Bodens benutzt (den Hufenstand; reduzirlen Hufenstand etc.), 
oder neue summarische Schälzungen und Klassifikationen der Grundstücke 
nach deren Umfang und ihrer Beschaffenheit veranstaltet. Allmählig hat 
man die Klassensteuer immer allgemeiner benutzt, weil sie doch eine Regel 
und Ordnung an die Hand giebt; indess hat die klare Erkenntniss, dass 
dieselbe nach ihrem ursprünglichen Fundament hierzu weder bestimmt noch 
geeignet war, zu einer grossen Verschiedenheit der Tarife, nach welchen 
die Zuschläge erhoben werden, geführt. Die obern Klassen werden meistens 
in einem stärkern Yerhältniss zu den Gemeindelastcn herangezogen , als 
dieses durch gleichförmige Zuschläge zur Staatssteuer geschehen wurde. 
Indess sind die Begriffe, in welcher Ausdehnung dies geschehen müsse, um 
zu einem gerechten Maasstabe der Steuervertheilung zu gelangen , ausser- 
ordentlich verschieden. An einigen Orten begnügt man sich damit, die 
unterste Steuerstufe von Gemeindeabgaben ganz zu befreien; an andern bat 
man eine massige — in firuchtheilen auszudrückende — Steigerung des 
Prozentsatzes angenommen ; in einigen hat man den Beitrag der obern Klasse 
vervierfacht, während die untern Stufen den einfachen Steuersatz zahlen u. s. w. 
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insbesondere für ein solches Unternehmen zu Gebote standen, 
nur höchst unvolliiommen gelöst werden konnte. Das sogenannte 
Herkommen ist meistens nichts Anderes, als der kümmerlichste, 
in völliger Rathlosigkeit ergrilTene Nothbehelf, welcher überall 
lur erträglich bleibt, so lange die Gemeindeabgaben überhaupt 
durchaus unerheblich sind. Häufig genug hat er sich, unerachtet 
ihrer Geringfügigkeit, dennoch als unerträglich erwiesen. In 
solchen Fällen wurde dann durch die Einwirkung des Landrathes 
oder die Entscheidung der Regierung ein anderer Vertheilungs- 
maasstab festgestellt, welcher zwar allerdings etwas angemessener 
war, indess nur durch die persönlichen Ansichten des Land- 
rathes oder Dezernenten, sowie durch das augenblickliche Bedürf- 
niss bestimmt wurde. Allgemeine Gesichtspunkte, insbesondere 
die Absicht, eine grössere Uebereinstimmung des Abgabenwesens 
im Kreise oder gar in der Provinz herbeizuführen , waren dabei 
nicht maassgebend. 

Wachsen die Beiträge, welche in derselben Gemeinde zu 
erheben sind, oder sollen grössere Summen auf mehrere Ge- 
meinden verlheilt werden, so entstehen sogleich Verlegenheiten 
und oft unüberwindliche Schwierigkeiten. 

Für die Vertheihing der von den Landarmenverbänden 
aufzubringenden Kosten sind zwar Vorschriften erlassen. Indess 
dienen dieselben nur zur Veranschaulichung dessen, was wir 
soeben von der Erhebungsweise der Gemeindeabgaben gesagt 
haben. Entweder hat man es bei den bisher üblichen — in den 
verschiedenen Armenverbänden abweichenden — Bestimmungen 
für die Vertheilung dieser Last bewenden lassen, und nur deren 
Abänderung nach den Beschlüssen ständischer Körperschaften 
und unter Genehmigung der Staatsbehörden vorbehalten, oder 
man hat, im Allgemeinen an die Klassensleuer sich anlehnend, 
Tarife entworfen, welche die Mängel der letzteren vermeiden 
sollten '}. In Wahrheit sind diese Tarife nur ein Zeugniss 



1) Für die Erhebung der Beiträge zum Landarmenfonds bestätigt das 
Landarmenregulativ für die iNiederlausitz vorläufig den bis dahin schon be- 
nutzten Maasstab, nach welchem die Kriegsschuldensteuer daselbst aufge- 
bracht wird; in der Kurmark wird die Feststellung eines Tarifs angeordnet, 
doch sollen vorläufig die bestehenden Sätze forterboben werden; im Kreise 
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dafür, dass man die Grundsätze, welche bei der Einführung der 
Klassensteuer leitend gewesen waren, aus den Augen verloren 
hatte, oder nicht mehr für richtig hielt, und bei dem Mangel 
neuer, mindestens genügender Prinzipien sich nur auf dem 
Gebiete der Willkür zu bewegen vermochte. Bei einer festen 
Ueberzeugung und klaren Einsicht von den Mängeln der 
Staatssteuer hätte man an ihre eigene Verbesserung Hand an- 
legen, bei der Erkenntniss, dass die Klassensteuer auf anderen 
Grundlagen ruht, als für die Vertheilung von Gemeinde- 
abgaben anwendbar sind, für die Erhebung der Armengelder 
eine eigene Basis suchen müssen. 

Der Versuch, bedeutendere Summen nach den jetzt be- 
stehenden Maasstäben zu vertheilen, würde deren Unzulänglichkeil 
und innere Haltlosigkeit wohl überall offen an den Tag legen. 
Für die Verwendung der Mittel, soweit solche aufgebracht 
werden, walten auf dem Lande keine andern Grundsätze ob, 
als in den Städten. Die dargereichte Unterstützung hat den 
Charakter eines vom Gesetze angeordneten Almosens. Die 
Wirkung dieser Bestimmung ist für die Gebenden wie für die 
Empfänger hier natürlich dieselbe wie dort. 

Diese Verhältnisse: die Mängel bei der Stellung und Beschaffen- 
heit der Behörden; bei der Organisation der Verbände; 
bei dem Maasstabe für die Erhebung der nöthigcn Summen, 
sowie bei den Grundsätzen für ihre Verwendung, veranlassen, 
dass die Annen auf dem Lande im Wesentlichen sich selbst 
überlassen, und auf die Mildthätigkeit der Nachbarn ange- 
wiesen bleiben. Die Lasten der Armenpflege sind unter diesen 
Umständen allerdings daselbst noch nicht selir fühlbar. Da indess 
in den von den Plätzen einer regeren Gewerbthätigkeit entfernten 
Orten auch die Hilfsquellen der Mildthätigkeit spärlicher fliessen, 
erreicht das Elend der Armen in minder wohlhabenden Gegenden 
nur zu häufig und dabei fast unbemerkt eine Hohe, von der 
man nur durch eigene Anschauung eine richtige Vorstellung und 

Kottbus wird auf einen 1800 für die Neumark normirlen Modus zurück- 
gegangen, jedoch den Kreisständen dessen Abänderung freigestellt. In Preussen 
kommt ein Tarif zur Anwendung, welcher sich an die Klassensteuer anlehnt, 
jedoch die Progression der Sätze verändert etc. 
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fesle Ueberzeugung gewinnen kann. Wer diese Zustände vor- 
herrschend nur aus Berichlen kennt, schenkt nur zu gerne den 
milderen Darstellungen den grösseren Glauben. 

Dieser Umstand neben der Wahrnehmung, dass die Erfolge 
der allerdings grösseren Ordnung bei der städtischen Armen- 
pflege ketnesweges segensreiche, oder auch nur irgend befrie- 
digende sind, mag wohl die vorzüglichste Ursache enthalten, 
dass man die Nothwendigkeil , die bestehenden Armenpflegen 
gründlichst zu verbessern , noch nicht allgemeiner und ent- 
schiedener anerkannt hat. 

Man sieht nicht deutlich, dass und auf welchem Wege 
wirksam zu helfen sei. In ihrem vollen Umfange sind die That- 
sachen den obersten Staatsbehörden schwerlich aus eis-ener 
Beobachtung , oder durch die Uebereinslimmung einer grössern 
Zahl von Augenzeugen bekannt. So beruhigt man sich denn 
mit der Annahme, dass die Zustände im Allgemeinen noch nicht 
so traurige seien. Die Thalsachen des äussersfen Elendes, welche 
an verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten grell genug 
an das Tageslicht getreten sind, hält man für lokale Erschei- 
nungen, und erklärt sie durch vorübergehende Ursachen, statt 
sich die Wahrheit zu vergegenwärtigen, dass nur der reife 
Apfel durch leichte Erschütterungen zur Erde herab geworfen 
wird '). 

1) Obwohl die vorstehende Darstellung der Verhältnisse der bestehenden 
Armenpflege auf eigener Kenutniss derselben durch mehrjährige Theilnahme 
an der städtischen Annenverwaltung zu Breslau, auf persönlicher Rücksprache 
mit ausführenden Beamten in den meisten grössern Städten der Monarchie 
und vielen ländlichen Kreisen, endlich auf der Einsicht amtlicher Berichte 
über die Gemeindeverhältnisse sowohl bei der Regierung in Breslau, als auch 
im Ministerium des Innern beruht, wird es doch nicht unwillkommen sein, 
wenn wir zur Bestätigung derselben in der Anlage I. den Bericht eines 
ebensowohl mit den städtischen, als mit den ländlichen Verhältnissen ver- 
trauten Landraths an die Regierung zu Marien werdcr, soweit derselbe sich 
mit der Beschreibung thatsächlicher Zustände beschäftigt, mittlieilcn. 

In Beziehung auf die zuletzt im Text erwähnte, betrübende Lage eines 
grossen Theiles der ländlichen .\rbeiterbevülkcrung verweisen wir auf die in 
der Note zur Einleitung darüber beigebrachten Zeugnisse und die in dem 
folgenden, sowie in dem Abschnitte „über das Niederlassungsrecht" gegebene 
kurze Erläuterung derselben. 
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II. Ursprung der Terpflichtnng zur Armenpflege. 

Um die Mängel der bestehenden Armenpflege in ihren Ur- 
sachen und Folgen klar zu erkennen, ist es erforderlich, auf 
die Verhältnisse zurückzugehen, welche die Anerkennung einer 
Verpflichtung zur Gewährung von Unterstützungen veranlasst 
haben und die Umstände anzudeuten, welche es erklären, wie 
diese Last in der Form der gesetzlichen Armenpflege vorzüg- 
lich den Gemeinden anheimgefallen ist. 

Die Pflicht der Unterstützung einzelner Mitglieder der Ge- 
sellschaft durch Andere entspringt aus fünf verschiedenen Quellen, 
die ihrer inneren Natur nach wesentlich von einander abweichen 
und in ihrer staatswirthschaftlichen Bedeutung scharf von einander 
zu trennen sind. Diese Quellen sind Istens der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit oder Vereinigung der Kräfte zu gemein- 
samer Verfolgung eines Zieles; 2tens das Dienstverhält- 
niss oder die Verhältnisse des Lohnes; 3tens das Ver- 
hältniss der Familie oder die natürlichen Bedingungen der 
menschlichen Existenz und Entwickelung; 4tens die Gebote unserer 
Religion und 5tens die Rücksichten der öffentlichen 
Sicherheit und Wohlfahrt. 

Ansprüche auf die Unterstützung Anderer werden zunächst 
begründet durch eigene Leistungen. Die Thatsache, dass 
durch vereinte Kräfte einer Mehrzahl von Personen Schwierig- 
keiten überwunden, Güter hergestellt, Anstalten errichtet. Ge- 
fahren und Verluste vermieden, Vortheile erlangt und Hilfsquellen 
eröfl'net, genug, Erfolge gesichert werden können, welche jeder 
Einzelne für sich allein zu erlangen nicht im Stande ist, hat seit 
dem Beginn der Entwickelung des menschlichen Geschlechtes in 
den verschiedensten Formen und in immer grösserem Umfange 
und reicherer Entfaltung Verbindungen unter den Menschen be- 
gründet. So sind auch zu dem Zwecke gegenseitiger Unter- 
stützung in besonderen Unglücksfällen von früh her Vereine 
entstanden , theils durch besondere Uebereinkunfl der Belheiliglen, 
theils in weiterer Entwickelung natürlicher Verhältnisse, theils 
auch durch ausdrückliche Anordnung der öffentlichen Gewalt. 

Das Wesentliche des Verhältnisses ist, dass der Unterstützte 
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in besondern Fällen Vortheile geniesst, welche die Frucht seiner 
eigenen Leistungen sind. Er kann und soll durch Hilfe der Ver- 
einigung mehr empfangen, als er gab, allein nicht auf Kosten 
oder zur Beeinträchtigung Anderer ; er geniesst heute nur , was 
er gestern für seinen Gefährten that, oder ihm morgen erweisen 
wird. Beispiele solcher Verbindungen aus alter Zeit sind die 
Genossenschaften der gewerblichen Korporationen, welche ihren 
Mitgliedern in bestimmten Fällen aus gemeinsamen Mitteln Bei- 
hilfe gewährten. Ingleichen waren die Gemeinden nach ihrem 
Ursprünge und ihrer älteren Verfassung , abgesehen von ihrem 
politischen Charakter, Vereine in dem eben erwähnten Sinne. 
Die Aufnahme in die Genossenschaft der Bürger oder Gemeinde- 
mitglieder war von Bedingungen und Leistungen abhängig , und 
gewahrte dagegen gewisse Ansprüche. Wir heben unter dieser 
hervor die B.enutzung des Gemeindevermögens, die Beihilfe für 
Befriedigung bestimmter Bedürfnisse (z. B. die Lieferung von 
Brennholz} , Anwartschaft auf eine Stelle in den milden Stiftungen 
im Falle der Verarmung u. dgl. 

Da die Gemeinden gegenwärtig von ihren Einwohnern Ab- 
gaben erheben, um die Kosten der Armenpflege zu bestreiten 
und die Entrichtung eines Einzugsgeldes auch dadurch motivirt 
wird, dass durch den Zuzug neuer Mitglieder die Verpflichtungen 
der Armenkasse gesteigert werden, so ist es klar, dass durch 
diese Leistungen auch gewisse Ansprüche begründet wer- 
den. Auch heute noch ist also die Gemeinde mindestens theil- 
weise als ein Verein oder eine Genossenschaft zu gegenseitiger 
Unterstützung anzusehen. Nur die Beziehung zwischen Anspruch 
und Leistung ist aus den im Folgenden näher zu erörternden 
Gründen verloren gegangen — zum Nachtheil beider, der Ge- 
meinden wie der zu Unterstützenden. 

Ansprüche auf Unterstützung werden ferner in grossem 
Umfange begründet durch die Verhaltnisse des Lohnes. 

Es ist unzweifelhaft, dass die dem Arbeiter gewährte Unter- 
stützung in Krankheitsfällen, bei mangelnder Beschäftigung und 
bei sinkenden Kräften in vielen Fällen nur als eine andere Form 
anzusehen ist, in welcher ein Theil der Gegenleistung für seine 
Dienste daigereicht wird. 
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Um den Arbeiter im leisiungsrahigen Zustande zu erhalten, 
ist die Uebertragung von Krankheitsfällen, eines Mangels an 
Beschäftigung für kürzere Zeil und der Gebrechlichkeit des Alters 
unentbehrlich. So lange die Leibeigenschaft und Unterlhänigkeit 
bestand , war die Verpflichtung des Herrn , für diese ausser- 
ordentlichen und weder genau abzumessenden, noch vorauszu- 
sehenden Bedürfnisse zu sorgen, die natürliche Folge seines 
Rechtes, über die Kräfte des Hörigen unbeschränkt zu verfügen. 
Im Falle eines längeren Dienstvertrages und des ungestörten 
Fortbestandes desselben für eine Reihe von Jahren wird dieses 
Verhältniss auch heule noch, theils durch das Gesetz, Iheils 
durch die Sitte als das natürliche, dem Rechte und der Billigkeit 
entsprechende bezeichnet. 

Das Dienslverhältniss in der Form, welche die dauernde 
Abhängigkeit des Arbeiters von einem Lohnherrn begründet 
und dadurch die Pflicht des letzteren, ihm seinen vollständigen 
Unterhalt zu gewähren, klar vor Augen legt, ist aufgelöset; 
auch der Abschluss von Verträgen , auf längere Zeit macht mehr 
und mehr einem weniger gebundenen Verhältnisse Raum, welches 
beiden Theilen gestattet, nach Ablauf einer kurzen Kündigungs- 
frist, ja zuletzt selbst nach dem Bedürfniss und der Erwägung 
des Tages das Verhältniss abzubrechen, um ein neues zu knüpfen. 
Wie die Fabrikarbeiter die Bande abgestreift haben, durch welche 
die mittelalterliche Gewerbeverfassung den Meister und Gesellen 
zusammenhielt, und in den Städten schon seit längerer Zeit der 
noch ungebundenere Stand der Tagearbeiter zahlreich geworden 
ist, so beginnt auch hei dem Betriebe der Landwirthschaft das 
Verhältniss des sogenannten freien Arbeiters (Loosmannes u. dgl.) 
allmälig an die Stelle des länger dauernden Vertrages zu treten. 
Ohne Zweifel hätte der Arbeiter in Folge der ihm eingeräumten 
völligen Freiheit nunmehr auch die in der gebrechlichen 
Natur des Körpers und der Wandeibarkeil der Verkehrsverhält- 
nisse begründeten Ausfälle seines Erwerbes , sowie die vorkom- 
menden Steigerungen seiner gewöhnlichen Bedürfnisse selbst 
übernehmen und aus dem Verdienst der bessern Tage bestreiten 
sollen. Allein diese wirkliche Selbstständigkeit — zu- 
gleich die Voraussetzung und Folge seiner Freiheit — zu 
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erreichen, haben ihn ebensowohl ungünstige Konkurrenzver- 
hältnisse als die eigene Schwäche verhindert. 

Der Lohn wurde früher zum grösslen Theil in Naturalien 
gewährt; die Geldwirllischaft war nur wenig entwickelt. Hier- 
nach standen der sofortigen Steigerung des Geldlohnes bis zu 
der Höhe, welche die neue Pflicht des Arbeiters, seine ferner 
liegenden Bedürfnisse nunmehr selbst zu übertragen, bedingt hätte, 
schon von Seilen der Lohnherren die grössten Schwierigkeilen 
entgegen. Die sonst in Unglücksfällen nothwendige Unterstützung 
wurde in Naturalien gewährt, was für den Guisherrn Iheils an 
und für sich minder kostspielig war, theils seinen Neigungen 
viel mehr entsprach, weil der Umfang der Beihilfe von seinem 
Ermessen abhing und diese überhaupt als ein Ausfluss des Wohl- 
wollens erschien. 

Die Mehrzahl der ländlichen Arbeiter blieb und sieht noch 
heute wesentlich in demselben Verhältnisse; der Unterschied liegt 
nur darin , dass sie jederzeit durch Kündigung in die Klasse der 
ganz ungebundenen Arbeiter (Loosleute} treten oder versetzt 
werden können, was insbesondere bei herannahendem Aller oder 
sonst abnehmender Arbeitskraft häufig vorkommt. Sie nehmen 
dann in ihr neues Verhältniss keine Ansprüche an ihren bis- 
herigen Lohnherrn auf Unterstützung bei eintretender Hilfe- 
losigkeit mit hinüber. 

Den Wegfall dieser ferne liegenden Aussicht auf Unterstützung 
durch eine Erhöhung des Geldlohnes sofort zu ersetzen, würde 
dem Gutsherren in den meisten Fällen nicht leicht gewesen sein, 
da er ohnehin schon durch den theilweisen Uebergang zur Geld- 
wirthschaft häufig in Verlegenheit kam. 

Jedenfalls nöthigte ihn die Konkurrenz nicht dazu. Noch 
viel weniger stellte sich der Verdienst der ganz ungebundenen 
Arbeiter (Loosleute) im Vergleich zu dem der in feslem Ver- 
trage siehenden (Inslleule) soviel höher, dass sie von ihrem 
Erwerb zur selbstsländigen Uebertragung solcher Unfälle, bei 
welchen sonst der Gutsherr auszuhelfen pflegte, leichter einen 
Nothpfennig hätten zurücklegen können. Ihr regelmässiger Er- 
werb ist vielmehr im Allgemeinen sehr viel geringer, weil das 
Angebot solcher Dienste sehr viel grösser ist, als — insbesondere 

ZeiUchr. für SUatsw. 1853. Is Heft. 3 
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im Durchschnitt des ganzen Jahres — die Nachfrage danach '). 
Dazu war und ist der Arbeiter weder geistlich noch sittlich ge- 
bildet genug, um die Pflicht der Sparsamkeit in den Tagen des 
reichlicheren Erwerbes fiir die Zeiten der Bedrängnisse in vollem 
Unifange zu erkennen und aus eigener Bewegung zu üben. 
Auch muss anerkannt werden, dass der Einzelne fiir sich allein 
und durch blosses Zurücklegen eines Sparpfennigs den verschie- 
denen Zufällen, welche ihn bedrohen, nicht genügend, noch mit 
Sicherheit begegnen kann. Mit der Aussicht auf einen entspre- 
chenden Erfolg schwindet sehr erklärlich auch die Neigung, sich 
Entbehrungen aufzuerlegen, um für die Zukunft zu sorgen. So 
ist also in Folge theils der niedrigen Lohnsätze, Iheils der Un- 
bedachtsamkeit und Schwäche des Arbeiters die Nolhwcndigkeit 
eingetreten , aus andern Ouellen zu ergänzen, was vom Arbeits- 
lohn allein bestrillen werden sollte. Die Zuschüsse, welche bei 
dem Bestehen eines festen Dienstverhältnisses der Lohnherr in 
der Form einer wohlwollenden Theilnahme zu dem vertrags- 
mässig festgesetzten Lohne für Unglücksfälle gewährt, werden 
dem sogenannten freien Arbeiter von der Gesellschaft in der 
Form der Armenpflege geleistet. 

Würden alle Arbeiter, deren Unterstützung im Wege der 
Armenpflege oder aus Mildthätigkeil zeitweise nothwendig wird, 
aus dem Staate entfernt, und von der Concurrenz ausgeschlossen, 
— z. B. durch eine massenhafte Auswanderung — so würde 
der Arbeitslohn ohne Zweifel beträchUich steigen. Umgekehrt ist 
es klar, dass der Lohn durch die Anwesenheit und Concurrenz 
vieler Arbeiter herabgedrückl wird, deren Unterhalt zeilweise 
von fremder Unterstützung abhängt, deren Dienste jedoch 
periodisch von der Gesellschaft in Anspruch genommen werden. 

Der dritte Gesichtspunkt, unter welchem Ansprüche 
auf Hilfsleistungen erhoben werden, sind die natürlichen Be- 

1) Siehe die Bemerliungen des VcrfHssers über die Lage der freien Ar- 
beiter in der Provinz Preussen in v. Lengerlie: Die Provinz Preussen in 
landwirthscharilicher Beziehung. Berlin 1852. S. 487. Vergleiche damit die 
im Wesentlichen durchaus übereinstimmenden Angaben über die Verhältnisse 
der Einlieger (Loosleute, Heuerlinge etc.) in den übrigen Provinzen in 
V. Lengerke: Die ländliche Arbeiterfrage. Berlin 1849. S. 17 f. 
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dingungen clo^r Entstehung und Erhaltung des menschlichen Lebens. 
Die Wiege des Säuglings inuss geschirmt, die jugendliche Kraft 
des Kindes entwickelt und gebildet werden, bevor der Mann 
durch eigene Leistungen für die Berrieriigung seiner Bedürfnisse 
sorgen kann. Ingleichen liegt es in der Ordnung der Natur, 
dass das weibliche Geschlecht schon an sich zu dauernden und 
körperlichen Anstrengungen und schwerer Arbeit weniger ge- 
schickt ist, als das männliche, und dass insbesondere die Haus- 
frau durch die Pflichten des Hausstandes und der Muller an 
einer auf Erwerb gerichteten Thätigkeit verhindert, mindestens 
darin gehemmt und zeilweise davon abbenifeu wird. Träger 
dieser Pflichten ist die Familie. 

Die Aufgabe, die Schwäche des Kindes zu schülzcn, seiner 
Pflege sich zu unterziehen , für die Befriedigung seiner Bedürf- 
nisse zu sorgen, und dasselbe zur Selbstständigkeil zu erziehen, 
liegt den Urhebern seines Daseins ob. Je mehr die nächste und 
schwerste Bürde dieser Pflicht der Mutter anheimfällt, desto 
unzweifelhafter ist es, dass der Hausvater durch den Ertrag 
seiner Arbeit nicht nur für die Befriedigung seiner persönlichen 
Bedürfnisse, sondern für die aller Familienglieder zu sorgen hat. 
Durch die Gründung einer Faniilie steigt der Umfang seiner 
Pflichten. Weib und Kind haben Ansprüche an seine Hilfe; sie 
sind Tlieile seiner Persönlichkeit, Glieder seines Leibes. 

Die Bercciitigung dieser Ansprüche gründet sich nicht auf 
Leistungen, vielmehr auf die Thatsache der Hilfsbe- 
dürftigkeit selbst und auf den Umstand, dass der Familien- 
vater Ursache des Vorhandenseins dieser Bedürfnisse i.st. 
Diesen Grund können Frau und Kind gegen keinen Andern geltend 
machen. 

Insofern das Kind durch seine Geburt, die Hausfrau durch 
Schliessung der Ehe gegen einen bestimmten Kreis anderer 
Personen Ansprüche erwerben soll, kann dies nur durch die Ver- 
mittelung der Familie, insbesondere durch die Leistungen 
und die Stellung des Familienhauptes geschehen. 

Die Beschaff'enheit und der Ursprung der Ansprüche, welche 
Kinder gegen Eitern haben, sind also von denen, welche sie 
gegen andere Personen, insbesondere gegen eine bestimmte 

3* 
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politische Körperschaft, wie Staat und Gemeinde erlangen können, 
gänzlich verschieden. Di? Ouelle jener sind das Bedürfniss, 
die Hingebung, die Liebe, dieser die Leistung, und das 
(übertragene) Recht. So ist denn auch der Umfang der 
entsprechenden Pflichten nicht derselbe. Der Vater sorgt für die 
Kinder nach Maassgabe ihrer Bedürfnisse und seiner Mitlei. 
Seine natürliche Aufgabe ist ihre Erziehung zur Selbstständig- 
keit und ihre Befähigung, durch eigene Kraft eine Stellung in 
der Gesellschaft zu behaupten, welche der seinigen entspricht. 
Die Pflicht anderer Personen, z. B. einer bestimmten Gemeinde 
gegen sie, beschränkt sich auf die Ansprüche, welche der Vater 
für sie erworben hat. 

Auch dieses an sich einfache und in den klaren Gesetzen 
der Natur wie des Rechts begründete Verhältniss ist durch eine 
fehlerhafte wirthschaftliche Entwickelung getrübt, die Beziehung 
zwischen dem Anspruch, seinem Ursprung und seiner Grenze durch 
Vermischung mit andern Gesichtspunkten verdunkelt worden. 

Hat der Arbeiter, wie wir das vorhin auseinandersetzten, 
schon in Beziehung auf die Befriedigung seiner persönlichen 
Bedürfnisse, theils der Lohnverhältnisse, theils seiner sittlichen 
Schwäche wegen, die volle Selbstständigkeit bisher nicht erreicht, 
so ist ihm dies noch weniger in seiner Stellung als Haupt der 
Familie gelungen. Es fehlt viel, dass er durch den Ertrag 
seiner Arbeit allein für die Bedürfnisse der ganzen Familie sorgte, 
und daneben noch Vorkehrungen für den Fall träfe, dass er 
durch den Tod oder sonst an der Erfüllung dieser Pflicht ver- 
hindert würde. Vielmehr wird bei der Gründung der Familie 
sehr häufig die Fortdauer eines regelmässigen Erwerbes 
durch die Thäligkeit der Frau ausser dem Hause mit Zu- 
versicht erwartet. Selbst von der Geburt und dem Heranwachsen 
der Kinder wird kaum eine erhebliche, mindestens keine 
dauernde Steigerung der Bedürfnisse befürchtet, vielmehr voraus- 
gesetzt, dass sie binnen Kurzem noch so viel würden gewinnen 
helfen, als sie zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse in Anspruch 
nehmen. Sonach erscheint es dem Manne ebensowenig noth- 
wendig, für den Unterhalt der Seinigen im Falle seines Todes 
zu sorgen, als er es für möglich hält, oder die Gelegenheit 
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sieht, von seinem Verdienste zu solchem Zwecke etwas zu er- 
übrigen und mit Nutzen zu verwenden. Er kann seiner Pflicht 
als Familienhaupt nicht im vollen Umfange genügen; er ver- 
kennt daher leicht, wie heilig und dringend dieselbe ist, und 
unterlägst zuletzt auch, so viel dafür zu Ihun , als noch in 
seinen Kräften stehen würde. Die Gesellschaft kann sich der 
Anerkennung nicht entziehen , dass sie die Mitschuld seines 
Unvermögens und seiner Versäumniss trägt; sie kann daher nicht 
umhin, gewisse Ansprüche der hilflos gewordenen Wittwen und 
Waisen auf ihre Unterstützung einzuräumen, ohne darauf zu be- 
stehen, dass dieselben in den Leistungen des Familienhauptes 
ihren Grund und ihre Grenze finden müssen. 

Die bisher untersuchten drei Quellen , aus denen Ansprüche 
auf Unterslützung von Seiten der Gesellschaft, insbesondere von 
einer bestimmten politischen Körperschaft, hergeleitet werden 
können, obwohl in ihrem Ursprünge sehr verschieden, haben 
doch das miteinander gemein, dass sie die Natur eines Rechtes 
des Bedürftigen haben (oder haben sollten), welches durch 
Leistungen erworben ist. Es folgt hieraus unmittelbar, dass 
dieser Anspruch wie jedes Recht sein bestimmtes Maass hat, 
welches in seinem Ursprünge, also hier im Werthc der Leistung 
gegeben ist. 

Als die vierte Ouelle der Ansprüche auf Unterstützung 
bezeichneten wir das Gebot unserer Religion: „Ihi sollst deinen 
Nächsten lieben, als dich selbst." Dieses Gebot begiündet indess 
kein Recht des Bedürftigen, wenn auch die Pflicht des Wohl- 
habenden. Träger dieser Pflicht war früher und mit Recht die 
Kirche. Die Wurzel dieser Pflicht ist die Einheit des mensch- 
lichen Geschlechtes nach seiner Abstammung und seinem Beruf. 
Dasselbe ist, vom religiösen Standpunkte aus betrachtet, nicht 
nur eine Familie, sondern ein Ganzes, ein Leib, welcher der 
Vollendung nur enlgegengeftihrt werden kann , wenn alle seine 
Glieder der Gesundheit und einer ihrer Bestimmung entsprechenden 
Entwickelung sich erfreuen. 

Den Beruf, das ganze menschliche Geschlecht durch das 
Band der Liebe zu umfassen, und der Vollkommenheit entgegen - 
zuführen, hat die Kirche. Die Aufgabe des Staates bewegt 
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sich in engeren Grenzen. Er hat sich einer ihm nicht oblie- 
genden Pflicht unterzogen, theiis wegen der engeren Verbindung, 
welche er seit dem löten Jahrhunderte mit der Kirche einging, 
theiis weil er die Güter einzog, welche die Kirche ehedem in 
den Stand gcselzl halten, in ausgedehntem Umfange für die Be- 
dürfnisse der Armen zu sorgen. 

In den Händen und unter der Leitung des Staates ver- 
wandelte sich seiner Natur entsprechend die Liebesp flicht 
der Wohlhabenden in eine R e c h t s p f 1 i c h t. Aus den mit 
wachsender Regelmässigkeit und nach der Anordnung weltlicher 
Behörden gesammelten Almosen entwickelte sich das nur halb 
freiwillige Armengeld und erwuchs zuletzt die Armen- 
steuer oder der Zuscliuss zur Armenverwaltiing aus dem 
G e m e i n d e s c c k e I. 

Die vorhin näher erörlerle Thatsache, dass ein Theil des 
der Arbeit gebührenden Lohnes in der Form des Wohlwollens 
und ziilelzl wirklich als Almosen gewahrt wurde, hat ohne 
Zweifel die Rückwirkung gehabt und dazu beigetragen, dass 
der Staat Aeusserungen des Wohlwollens und Gaben der Liebe 
zum Gegenstände einer gesetzlichen Verpflichtung machen zu 
müssen imd zuletzt die gesammte Armenpflege ohne weitere 
Mitwirkung der Kirche als einen Zweig der öffenllichen Ver- 
waltung behandeln zu dürfen glaubte. 

Statt indess die wahre Ursache dieser Vermischung und 
Verwechselung der Liebes- und der Rechtspflichten zu erkennen 
und derselben bewusst zu bleiben, begründete der Staat seine 
Anordnungen auf die mit dem Erlöschen eines tieferen religiösen 
Lebens sich entwickelnden BegrilFe von natürlichen und 
angeborenen Rechten eines jeden Menschen gegen seine 
Mitmenschen. Er erkannte einen allgemeinen Anspruch des 
Hilfsbedürftigen auf Unterstützung an, der sich unter seinem 
Siegel nicht mehr auf das ganze menschliche Geschlecht, 
noch auf dessen Einheit, sondern nur auf die Gesammtheil 
der Staatsbürger und deren Gemeinschaft bezog. So wurde 
aus einer Bruder- und Liebespflicht eine bürgerliche 
und gesetzliche Pflicht. 

Begünstigt und befestigt wurden diese Ansichten fünftens 
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durch die Nachlhcile und Gefahren, welche aus dem Elende nicht 
unlerslülzter, so wie aus der Verwilderung hilfesuchend umher- 
schweifender Armen für die Sicherheil und Ordnung sowie für 
die Sillen der Gesellschaft hervorgehen. Bei der gegenwärtigen 
Verwickelung der Verkehrsverhiillnisse können Verhältnisse ein- 
treten, welche eine grosse Anzahl arbeitsrähiger Personen plötzlich 
ihrer gewohnten Beschäftigung berauben, ohne ihnen Gelegenheit 
zu anderweitigem Erwerbe zu bieten. In solchen Fällen reichen 
die Kräfte der Nachbarn meistens nicht hin, um der Noth zu 
steuern, andrerseits liegt in der Zahl der Darbenden für sie die 
Versuchung, in der Anwendung von Gewallmilteln die Hilfe zu 
suchen, welche die Theilnahme ihrer Mitbürger ihnen gewähren 
sollte. Diese Rücksichten können den Staat veranlassen , ver- 
mittelnd einzuschreiten, damit nicht durch die Engherzigkeit 
Einiger das Wohl Aller gefährdet werde. 

Schon vor Jahrhunderten ist die Nothwendigkeil empfunden, 
einem bis zum Gewerbe ausgedehnten Missbrauch der Bitte um 
milde Gaben zu begegnen , und zu verhindern , dass nicht zu- 
dringlicher Müssiggang und schamlos zur Schau getragenes oder 
gar erheucheltes Elend eine einträglichere Hilfsquelle werde, als 
sliller Fleiss und harte Anstrengung. Von dieser Ansicht aus 
wurden schon im 16len Jahrhundert die Gemeinden ermächtigt, 
arbeilsfähige Arme, welche ihre Mildlhätigkeit in Anspruch nahmen, 
zur Arbeit anzuhalten. 

Da Anstalten zu dem Ende nicht ohne einigen Aufwand 
getrotlen werden konnten, es ferner unzulässig erschien, das 
Betteln zu untersagen ohne die Nothleidenden auf andere Hilfs- 
quellen verweisen zu können, und diese in der kirchlichen Armen- 
pflege nicht mehr gefunden wurden, gingen die Bellelverbole mit 
der Ermächtigung der (Gemeinde) -Behörden zur Unterstützung 
der Armen Almosen zu sammeln und zuletzt Abgaben zu erheben 
Hand in Hand. Die einseilige, nur auf die Verbesserung der 
politischen und Rechlsverhällnisse gerichtete Bildung und falsche 
Humanität des 18ten Jahrhunderts hat die Auffassung des einfachen 
Verhällnisses , dass der Unlerslülzte — falls er auf die Gaben 
durch keine Leistungen einen bestimmten Anspruch erworben 
hat — der Vormundschaft des Gebers anheimfällt, und 
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seinen Anordnungen sich zu fügen hat, zu trüben begonnen, 
bis es zu der Vorstellung eines Rechtes auf Arbeit verkehrt 
werden konnte. 

Obschon der Staat aus Gründen des öffentlichen Wohles 
und selbst von dem Gesichtspunkte der Mildthätigkeil aus sich 
der Fürsorge der Hilfsbedürftigen unterzogen hat, ist es doch 
klar, dass durch solche Rücksichten ein Rechtsanspruch für 
die letzteren nicht begründet werden kann. Leistungen liegen 
hier nicht vor, und können daher weder den Grund noch die 
Grenze der Ansprüche bilden. Der Umfang der nach diesen 
Gesichtspunkten zu gewährenden Hilfe wird vielmehr nur einer- 
seits nach den (^von der Gesellschaft zu beurtheilenden ) Be- 
dürfnissen der Nothloidenden und andrerseits nach den Mitteln 
und seihst dem Willen der Helfenden abgemessen werden können. 
— Dass der Staat die Pflicht der Armenpflege — ausserordent- 
liche Fälle abgerechnet — fast ausschliesslich den Gemeinden 
auferlegt hat, findet seine Erklärung in der geschichtlichen Ent- 
wickelung unserer politischen Verfassung. Die Gemeinde war 
in allen fünf vorhin angeführten Gesichtspunkten das zuerst ent- 
wickelte Organ der Gesellschaft. 

Sie war, wie bereits erwähnt, ursprünglich eine Genossen- 
schaft selbstsländiger Fiimilienhäupler zu gegenseitigem Schutz 
und gemeinsamer Verfolgung wirthschafllicher Zwfecke. Sie be- 
sass ein gemeinsames Vermögen und gemeinsame Anstalten. Die 
Ordnung ihrer gemeinsamen Benutzung bildete einen wichtigen 
Gegenstand der Gemeindeverwallung. Sie umschloss im Wesent- 
lichen die Verbindung zwischen Arbeil Suchenden und Arbeit 
Gebenden. Beide Tlieile waren in grossem Umfange durch die 
Bande eines engen Dienstverhältnisses, der Hörigkeit auf dem 
Lande und der Zunflverfassiing in den Städten, zusammengehalten, 
dessen Aufrechterhallung und Regelung eine fernere Hauptaufgabe 
der Gemeindeverwaltung war. Die Zahl der freien Tagelöhner, 
welciie nicht in diese Verhältnisse passlen, war sehr gering 
und die Gemeinde hatte die Befugniss wie die Mittel ein Angebot 
solcher Dienste, insofern sie deren nicht bedurfte, zurückzu- 
weisen. Ebenso entschieden hatte die Gemeinde den Charakter 
einer erweiterten Familie. Die Aufnahme neuer Mitglieder hing 
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von ihrer Zustimmung ab, die Gründung von Familien unterlag 
ihrer Aufsicht und Genehmigung. Sie halte eine theilweise Ge- 
meinschaft wie der Güter so der Bedürfnisse. 

Die Gemeinde war ferner mindestens sehr häufig zugleich 
der kirchliche Verband. In England, woselbst die gesetzliche 
Armenpflege sich am frühesten und vollständigsten entwickelt hat, 
gewiss nicht ohne einen grossen Einfluss auf die Ansichten und die 
Gesetzgebung des Kontinents zu üben, ist das Kirchspiel noch 
heule zugleich der K o m m u n a 1 v e r b a n d Tür die meisten Ge- 
meindeangelegenheiten, ganz insbesondere aber für die Armen- 
pflege. Selbst in den Städten ist dies der Fall. Das Kirch- 
spiel, nicht die Sla d tgem eind e bildet den Armen verband. 
Die neuere Gesetzgebung hat hierin nur in sofern eine Aenderung 
bewirkt, als sie die Verbindung mehrerer Kirchspiele zu gemein- 
samer Erfüllung beslimmter Obliegenheilen gestallet und unter 
Umständen anordnet. 

Endlich war die Gemeinde, insbesondere in den Städten, 
derjenige polilische Verband , welcher überhaupt zuerst erstarkte 
und sich enlwickelle , so dass ihm natürlich auch die Wahr- 
nehmung des f f e n 1 1 i h e n Wohles nach allgemeinen Ge- 
sichtspunkten zufiel. In allen diesen Beziehungen sind wesentliche 
Aenderungen eingelrelen. Die gesellschaftlichen Verbindungen 
nach den verschiedenen Gesichtspunkten der Genossenschaft, des 
Dienstverhällnisses , der Familie, der kirchlichen Gemeinschaft 
und des ölTenllichen Wohles haben den historischen Gemeinde- 
verband vielfach durchkreuzt, durchbrochen, und sind über den- 
selben hinausgewachsen. Der Staat hat sich mit erdrückender 
Allgewalt über derselben erhoben. Endlich ist der Stand zahlreich, 
ja der vorzüglichste Gegenstand der Armenpflege geworden, 
welcher in der älteren Gemeindeverfassung keinen Platz fand; 
der Stand der freien, aber besitzlosen Tagelöhner und 
Fabrikarbeiter. 

Ungeachtet der wesenilichen Umgestaltung aller dieser Ver- 
hältnisse ist die Gemeinde dennoch fast der einzige Träger der 
Armenlast geblieben und selbst zur Uebernahme neuer Verpflich- 
tungen genöthigt. Alle Verbindlichkeiten, welche der Gesellschaft 
gegen Hilfsbedürftige aus sehr verschiedenen Ursachen obliegen, 
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sind ohne Unterscheidung der innern Gründe dieser Pflichten 
unter denselben Gesichtspunkt gebracht und man hat versucht, 
ihnen gleichmässig durch erzwungene Almosen abzuhelfen. 
Dies hat eine sehr beklagenswerthe Verwirrung der BegrifTe bei 
den Wohlhabenden wie bei den Bedürfligen verursacht. Die 
Wohlhabenden schwanken und sind in ihren Ansichten getheilt. 
Bald tragen sie die schwere Bürde der Armenlast unwillig und 
bestreiten ebensowohl die Weisheit als die Gerechtigkeit der 
Gesetzgebung. Bald klagen sie — Angesichts des Elendes, für 
welches keine Hilfe bereit steht — den Staat wegen der mangel- 
haften Erfüllung seiner Verpflichtungen an. Die Bedürftigen 
gewöhnen sich mehr und mehr, die ihnen gewährte Unterstützung 
als ein ihnen zustehendes Recht anzusehen, weil sie dieselbe 
aus den Händen von Personen und aus den Mitteln von Körper- 
schaften empfangen, welche das Gesetz zu dieser Hilfsleistung 
verpflichtet, und weil sie nicht ohne Grund fühlen, dass 
ihnen in vielen Fällen mindestens theil weise ein Anspruch 
zusteht. Eine sehr erklärliche, wenn auch ganz falsche und 
höchst beklagenswerthe Enlwickelung dieses dunkejn Bewusstseins, 
führt sie dahin, das Maass ihrer Rechtsansprüche nach den eigenen 
Begriffen ihrer Bedürfnisse, sowie der Mittel der Wohl- 
habenden, (der Gemeinde oder des Staates) zu beurtheilen, 
welche lelzicre sie meistens für unbegrenzt hallen. Nur zu häufig 
werden sie in ihren irrigen Ansichten durch die Lehren und 
Aeusserungen der Gebildeten und Woiilhabenden selbst bestärkt. 
Um so nolhwendiger ist es, die Berichtigung der Begriffe 
von Recht und Pflicht, sowie die Kräfligimg des sittlichen 
Willens als das wahre Ziel jeder Gesetzgebung hier wie überall 
mit Klarheit zu erkennen und mit Festigkeit im Auge zu be- 
halten. 

III. Gesichtspunkte der Reform. 

Die gesetzliche Armenpflege ist, wie wir sahen, überall wo 
man energische Maassregeln zu ihrer Durchführung ergrifl'en hat, 
zu einer erdrückenden Last für die Gesellschaft geworden und 
verwickelt dieselbe in einen Widerspruch zwischen Anspruch und 
Leistungsfähigkeit. Die grossen Opfer, welche in vielen Orten 
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und Gegenden für dieselbe gebracht werden, führen nicht zur 
Erreichung des Zieles, sondern scheinen dasselbe vielmehr in 
eine grössere Entfernung zu rücken. Die Erklärung dieser Er- 
scheinung fanden wir vorzüglich in dem Umstände, dass die 
verschiedenen Rücksichten , welche die Gesellschaft veranlassen, 
hilfsbedürftigen Mitgliedern Unterstützung zu gewähren, mitein- 
ander vermischt sind und die Lösung der aus verschiedenen 
Problemen bestehenden Aufgabe einem Organe des öffentlichen 
Lebens übertragen wurde, welches dieselbe nur von einem 
Standpunkte aus behandelt und nach seiner dermaligen Verfassung 
behandeln kann. Um auf den richtigen Weg zu gelangen, kommt 
es hiernach zuerst darauf an, die verschiedenen Beweggründe, 
welche im Allgemeinen zur Darreichung einer Hilfsleistung be- 
stimmen, von einander zu trennen und die Wahrnehmung ver- 
schiedenartiger Pflichten auch verschiedenen Organen zu über- 
tragen. 

Vor allen Dingen müssen die Beihilfen, welche wenn auch 
nicht der Form so doch der Sache nach mit Rücksicht auf 
cmpfang(!nc Leistungen oder als Zuschuss zum Lohne 
gewährt werden, von den Gaben der Liebe und den Maassregeln 
im Interesse der öfTenllichen Sicherheit getrennt werden. Die 
auf Leistungen sich beziehenden Ansprüche müssen die ihnen 
zukommende Gestalt anerkannter Rechte erhallen. Nur dann 
kann es gelingen , sie auf ihr M a a s s zurückzuführen und an 
die Erfüllung der entsprechenden Pflichten zu knüpfen. 

So erklärlich es ist, dass die Kommunen, um einer ihnen 
auferlegten Last genügen zu können , dazu schreiten mussten, 
ihre Mitglieder zu besteuern , so einleuchtend ist es auf der 
andern Seile, dass der allgemein gehaltene Anspruch auf Unter- 
stützung im Dürftigkeitsfalle, weder als ein angemessenes Aequi- 
valent für gezahlte Abgaben, noch als wohl gewähltes Ziel für 
eine genossenschaftliche Vereinigung angesehen werden kann. 
Eine in der Form von Almosen erhaltene Unterstützung ist 
für einen ehrliebenden Mann keine tröstliche Aussicht, noch 
weniger eine Wohlthat, die er gern durch Opfer erkaufte. Andrer- 
seits sind die Beiträge, welche von den der Verarmung aus- 
gesetzten, bald anheimfallenden Einwohnern, vorher an die Stadt- 
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kasse gezahlt sein mögen, in der Regel ganz ausser Verhällniss 
zu den durch sie verursachten Kosten. 

So schmeichelhaft es für das Selbstgefühl der Lohnherren 
sein mag, die Hilfe, welche sie dem Arbeiter in besondern Un- 
fällen angedeihen lassen, allein als den Ausfluss ihres freien 
Willens und Wohlwollens erscheinen zu lassen, so wenig ent- 
spricht es ihrem wahren Interesse, das Verdienst der Gross- 
muth in Anspruch zu nehmen, wo nur Gerechtigkeit 
geübt wurde. 

Die Beeinträchtigung der Selbstständigkeit des Arbeiters, 
welche darin liegt, dass ihm nicht der volle Lohn fiir seine 
Anstrengungen zu Theil wird, rächt sich zunächst dadurch, dass 
seine Kraft erlahmt und seine Anforderungen auf Beihilfe über 
das ihm Zukommende hinauswachsen. Auf der andern Seite ver- 
liert der Geber den Lohn eines aufrichtigen Dankes auch für 
das , was er über seine Schuldigkeit thut. Die im Wege der 
Armenpflege zur Unterhaltung des Arbeiterstammes erforderlichen 
Zuschüsse sind beträchtlicher, als die Summen, welche in seiner 
Hand bei zweckmässiger Verwendung hingereicht haben würden, 
ihn vor Dürfligkeit zu schützen. Die Almosen werden aber im 
Allgemeinen so wenig mit dankbarem Herzen empfangen, als die 
Armengelder (oder die an ihrer Stelle erhobenen Gemeinde- 
abgaben) aus Liebe und iriit freudiger Hingebung gezahlt. 

Der Versuch, einem Familienvater dadurch zu helfen, dass 
man seine Last erleichtert, sei es indem man ihm die Sorge 
für die Seinigen durch milde Gaben oder wohllhälige Anstalten 
Iheilweise abnimmt, oder indem man den unerwachsenen Kindern 
und der Frau Gelegenheil zum lohnenden Erwerb zu eröfl'nen 
sich bemüht, bewegt sich in einer falschen Richtung. Ein 
lohnender Erwerb ist für unerwachsene Kinder und die Hausfrau 
nur in seltenen Fällen möglich, ohne diese in der Erfüllung 
ihrer häuslichen und mütterlichen Pflichten zu hindern und ohne 
bei jenen die Ausbildung ihrer Anlagen zu beeinträchtigen. 
Statt eine wirkliche Verbesserung der Zustände zu erreichen, 
entfernt man sich vielmehr nur von dem wirklichen Ziele. Man 
befestigt die Vorstellung, dass durch die Gründung einer Familie 
keine sehr erhebliche Vermehrung der Bedürfnisse und keine 
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wesentliche Veränderung in Beziehung auf die Verhältnisse des 
Erwerbes eintreten werde, und bestärkt so den Leichtsinn bei 
Schliessung der Ehen, welchem man entgegenwirken sollte. 

Es gibt nur einen Weg, aus diesem Labyrinth herauszukom- 
men: man muss zuvor gerecht sein, ehe man wohlthätig 
sein will; man darf nicht wähnen, dass man durch dieselbe 
Thal beiden Pflichten zugleich genügen kann. 

Der Arbeiter, dessen Kräfte und Leistungen die Gesellschaft 
wirklich in Anspruch nimmt, muss in Stand gesetzt werden, durch 
seine Anstrengungen für die vollständige Befriedigung seiner 
dringenden Bedürfnisse selbstständig zu sorgen. Die Unter- 
stützung, deren auch er in besonderen Fällen, nach der Gebrech- 
lichkeit unserer Natur und der Veränderlichkeil aller Verhältnisse, 
bedarf, muss ihm durch seine eigenen Leistungen bereitet 
sein und auf eine Weise zu Theil werden, welche seine Selbst- 
ständigkeit nicht beeinträchtigt. Hierauf hinzuwirken ist ein an- 
gemessener Gegenstand gesetzlicher Bestimmungen und Verwal- 
lungsmassregeln; eine Aufgabe, deren Lösung im Bereiche der 
Macht und des Berufes der öfl'entlichen Gewalt liegt. 

Die Hand des Erbarmens auch dem zu reichen, welcher durch 
seine Leistungen sich keine Ansprüche auf Hilfe im Unglück 
erworben hat (oder welcher mehr bedarf als die Frucht seiner 
Anstrengungen ihm bietet) muss Sache des freien Willens 
bleiben. Die Gaben der Liebe können und dürfen nicht zum 
Gegenstand einer gesetzlichen Pflicht gemacht werden, deren Er- 
füllung die Polizei- und Steuerbehörden erzwingen. 

Mit anderen Worten, die gesetzliche Armenpflege 
welche gegenwärtig in vielen Fällen dem Arbeiter eine Unter- 
stützung gewährt, auf welche er einen begründeten Anspruch 
hat und zugleich auch Balsam in die Wunden des verschul- 
deten Elendes giessen soll, muss aufgehoben werden. An 
ihre Stelle müssen auf der einen Seile Maassregeln treten, welche 
die Kräfte des beschäftigten Arbeiters unterstützen 
und erhalten, ohne seine Selbstständigkeit zu gefährden und 
seine moralische Kraft zu untergraben; auf der andern Seite 
muss die Linderung des Elends, dem durch diese Maassregeln 
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nicht vorgebeugt oder abgeholfen werden kann, der Mildthälig- 
keit überlassen bleiben. 

Die Lösung des ersten Problems, nämlich begründete 
Ansprüche in der Form eines Rechtes sicher zu stellen, dagegen 
auch jeden Anspruch an die Erfüllung einer Leistung zu knüpfen 
und auf das Maass derselben zurückzuführen, wird, wenn nicht 
allein so doch vorzüglich Aufgabe der Gemeinde Verwaltung 
sein. Denn nur in Verhältnissen, die ihn unmittelbar berühren 
und in den Kreisen in welchen er sich täglich bewegt, kann dem 
einfachen Sinne des gemeinen Mannes die Verbindung zwischen 
Recht und Pflicht anschaulich gemacht und ihm die Aner- 
kennung der Gerechtigkeit und Weisheit gesetzlicher Bestimmungen 
abgenölhigl werden. BeiUebung der Mild Ihäti gk eil ist die Her- 
stellung einer Ordnung, die Beobachtung von Grundsätzen und eine 
leitende Hand ohne Zweifel ebenso unentbehrlich, als bei den Maass- 
regeln, welche zum Besten der selbsisländigen Arbeiter getroffen 
werden. Eine regellos geübte, planlose und von keiner Ein- 
wirkung auf den sittlichen Charakter begleitete Mildthätigkeit wird 
nur Unheil statt des Segens verbreiten. 

Allein die Belebung, Ordnung und Leitung der Wohlthälig- 
keit ist nicht Sache der Gewalten. 

Dem Nächsten, auch wenn er keine Rechte gegen uns geltend 
zu machen hat, in seiner Noth die helfende Hand zu reichen ist 
ein Gebot unserer Religion. Zur Erfüllung dieser Pflicht in 
ihrer wahren Natur anzuspornen , den Gaben der Liebe ihren 
eigenlhümlichen Charakter zu bewahren und die unbeschränkte 
Freiheit dennoch an die Regel zu binden, zur Beobachtung einer 
Ordnung und Hingabe an eine Leitung zu vermögen, hat der 
Staat keine Mittel Er muss davon abstehen, eine Aufgabe lösen 
zu wollen die in seinen Händen ihre Natur verändert , und ihn 
in unauflösliche Widersprüche verwickelt. Die Uebung der re- 
ligiösen Pflichten einzuschärfen , zu überwachen und zu leiten, 
ist der Beruf der K i r c h e. Ihr hat daher der Staat die Ordnung 
der Wohlthätigkeit zu überlassen. 

Auch wenn die Mildthätigkeit in angemessener Weise geordnet 
ist, werden dennoch Fälle vorkommen, in welchen die Gaben der 
Liebe zur Abhilfe der vorhandenen Noth nicht hinreichen, und es 
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kann oft bedenklich erscheinen, die Sache dann ihrem natürlichen 
Verlaufe zu überlassen. Dies wird um so mehr der Fall sein, wenn 
im Wege der Liebe niclil so zweckmässige Hilfe gespendet wird 
als diess sein könnte und sollte. Auch abgesehen von einer be- 
sonderen Gefahr, kann die Gelegenheit sich darbieten und der 
Staat die Mittel haben, um Anstalten zur Verbesserung des Zustandes 
der arbeitenden Klassen zu errichten, oder ihnen neue Erwerbs- 
quellen zu eröffnen. Es ist ohne Zweifel um so besser, je mehr 
Gelegenheit der Staat hat den arbeitenden Klassen unzweifelhafte 
Beweise davon in die Hände zu geben, welciie Vorlheile fiir sie 
aus einer weisen Ordnung des öffenllichen Wesens entspringen. 
Allein auch hier wird der Segen nur aneikannt und mit Dank 
genossen weiden wenn zuvor der Gerechtigkeit Genüge 
geschehen ist und auf der andern Seite mit Ernst und Weisheit 
einer Verwechslung von begiündelem Anspruch und empfangener 
Wohllhat vorgebeugt wird. 

Was aus Gründen der ölfenlliclien Sicherheit und des allge- 
meinen Wohles für einzelne Glieder der Gesellschaft über ihre An- 
sprüche hinaus zu thun ist, überschreitet in den meisten Fällen 
ebensowohl die Kräfte der einzelnen Gemeinden als den Umfang 
ihrer Verpflichtungen vor ander-n Theilen des Slaalskürpers. Zur 
Wahrnehmung dieser Pflichten liat der Staat daher grössere Ver- 
bände zu berufen, insofern er es aus politischen Gründen nicht 
für angemessen erachtet, dieselben unmittelbar zu übernehmen. 

Wir beschäftigen uns zunächst und vorzüglich mit der Er- 
örterung der Frage, in welcher Art den Arbeitern Unterstützung 
als die Frucht seiner eigenen Leistungen zu Theil werden 
kann, und in welcher Verbindung diese Maassregeln mit der Ge- 
meindeverfassung stehen. 

IT. Haassregeln zur Begründung der Selbstständigkeit der Arbeiter. 

Wir halten bereits oben Veranlassung zu bemerken, dass 
auch die Arbeiter, deren Kräfte die Gesellschaft in Anspruch 
nimmt, oder solche, denen es an Beschäftigung in der Regel 
nicht fehlt, dennoch häufig in den Zustand der Hilfsbedürfligkeit 
gerathen und der Armenpflege zur Last fallen. 

Vorzüglich sind es sogenannte Unglücksfalle, wie Krankheit, 
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einige Tage der unfreiwilligen Müsse, Abnahme der Kräfte im 
höheren Alter, Sterbefälle in der Familie, welche die Ordnung 
des Hauswesens stören und nicht seilen dessen Grundlagen unter- 
graben. Ereignisse, wie die erwähnten führen in der Regel 
zugleich eine Schmälerung der Einnahmen und eine Steigerung 
der Bedürfnisse herbei, so dass ein jeder, welcher nicht auf 
ihren Eintritt vorbereitet ist und Hilfsmittel besitzt um sie zu 
übertragen, durch dieselben unfehlbar zu Boden geworfen wird. 

Nach der Gebrechlichkeit unserer Natur und der Unbestän- 
digkeit aller irdischen Verhältnisse sind wir solchen Schickungen 
täglich ausgesetzt und ausser Stande uns dagegen sicher zu stellen. 

Die Befriedigung der durch dieselben hervorgerufenen Be- 
dürfnisse gehört zum nolhwendigen Unterhalt, da sie 
unabweislich sind, so oft sie sich geltend machen. 

Ohne Zweifel ist es daher die Pflicht des Arbeiters und 
gehört zu den Voraussetzungen einer wahren Selbstständig- 
keit auf den Eintritt solcher Ereignisse gefasst zu sein. Der 
Umfang der menschlichen Bedürfnisse darf nicht aliein nach den 
Erfordernissen eines Tages abgemessen werden. Dieselben sind 
eben deswegen mannigfaltig und wechseln nach Zeit, Dringlichkeit 
und Grösse, um die Menschen zur Vorsicht und Sparsamkeit zu 
erziehen. Bei einer gesunden Ordnung der wirtiischafllichen 
Verhältnisse muss der Arbeiter die Mittel zur Uebertragung von 
Unglücksfällen ebensowohl erübrigen als verwenden. 

Allein die überwiegende Mehrzahl der arbeitenden Klassen 
ist weit davon entfernt dieser Pflicht zu genügen, oder sie auch 
nur zu erkennen. <*■ 

Die Sorge für die Befriedigung solcher Bedürfnisse, welche 
sich nicht täglich geltend machen noch nach einer unwandelbaren 
Regel hervortreten, ist den unleren Volksklassen im Allgemeinen 
sehr fremd. Weil mitunter Menschen einer fast ununterbrochenen 
Gesundheit sich erfreuen, bis in ihr spätes Aller die gewohnten 
Geschäfte zu verrichten vermögen u. s. w. , wird ein ininder 
günstiges Schicksal leicht als ein durch besonderes Unglück aus- 
gezeichnetes angesehen, statt vielmehr in dem längeren Ausbleiben 
solcher Zufälle ein seltenes Glück anzuerkennen, dessen Gunst 
nur Wenigen zu Theil werden kann. 
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Die Ursache dieser Erscheinung liegt, wie bereits früher 
bemerkt wurde, Iheils in den Lohnverhällnissen wenigstens eines 
grossen Theiles der arbeitenden Klassen, Iheils in ihrer silliichen 
Schwäche, theils endlich darin, dass der Einzelne für sich allein 
für die Ueberlragung solcher Schläge des Schicksals keine ge- 
nügende Vorsorge treffen kann, auch wenn er im Stande und 
bereit ist Opfer dafür zu bringen. 

Hieraus geht klar hervor, dass durch eine blosse Erhöhung 
des Lohnes, auch wenn der Staat Mittel hätte und anwenden 
dürfte um eine solche unmittelbar herbeizuführen , die Zustände 
der arbeitenden Klassen nicht verbessert werden können. Bei 
der sittlichen Schwäche derselben, welche wir im Allgemeinen 
als eine Thatsache anerkennen müssen, würde eine solche Ver- 
änderung der äusseren Verhältnisse allein vielmehr nur zu ihrem 
und der ganzen Gesellschaft Verderben ausschlagen. Die Er- 
haltung des Arbeiterslammes und das Wohl der Gesammtheil 
erheischen gebieterisch, dass die zur Befriedigung seiner drin- 
genden Bedürfnisse erforderlichen und bestimmten Mittel nicht 
durch Sorglosigkeit verloren gehen, noch in sinnlichen Genüssen 
vergeudet werden. Die wahre Selbstständigkeit des Arbeiters 
beruht nicht allein auf der äusseren Grundlage eines auskömm- 
lichen Verdienstes, sondern auch auf der inneren einer Er- 
leuchtung seiner Erkenntniss und Läuterung und Befestigung seines 
Willens. 

Er muss die Schwierigkeiten, Gefahren und Pflichten einer 
freieren Stellung kennen und der grösseren Aufgabe zu genügen 
im Stande sein, ehe er die abhängigere verlässt; seine Kräfte 
müssen mehr als hinreichend sein, allen Anforderungen an seine 
Person allein zu entsprechen, ehe er daran denkt einen eigenen 
Hausstand zu begründen und die Sorgen eines Familienhauptes 
auf sich zu nehmen. 

Genug die Verbesserung des Zustandes der arbeitenden 
Klassen kann nur durch Mittel gelingen, welche zugleich und in 
gegenseitiger W^echselwirkung eine Erhöhung des Lohnes und 
die sillliche Kräftigung derselben zur Folge haben. 

Zur Erreichung dieses Zieles werden ohne Zweifel alle 
Maassregeln beilragen, welche einen Einfluss auf die Ausdehnung 

ZeiUchr. für Staattw. 1853. Is Heft. 4 
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un<l Befestigung der genossenschaftlichen Bande, auf die Ver- 
besserung des Diensiverhällnisses und auf die Veredelung und 
Kräftigung des Familienlebens üben. 

Es liegt indess selbstredend ausserhalb der Grenzen, welche 
diesen Betrachtungen gesteckt sind, auch nur eine Andeutung 
aller dahin ftihrenden Maassregeln zu versuchen. Wir begnügen 
uns mit der Erörterung der nächsten und dringendsten Frage, 
wie die zur Uebertragung der vorhin erwähnten, die häusliche 
Ordnung der Arbeiterfamilien so oft zerrüttenden Unglücksfälle 
erforderlichen Mittel aufgebracht und für dieselben verwendet 
werden können, ohne auf der einen Seile ihre Sittlichkeit zu 
untergraben und ihre Selbstständigkeit zu beeinträchtigen und 
ohne auf der andern Seite der Gefahr einer fruchtlosen und ver- 
derblichen Vergeudung zu unterliegen. 

Wir finden den Weg zur Lösung dieser doppelten Aufgabe 
in der Errichtung und zweckmässigen Organisation von Spar- 
und Unterstützungskassen. 

A. Terhältniss der Untersttitzangsangtalten zu einander. 

Wie sehr die Einrichtung von Spar- und Unterstützungskassen, 
oder richtiger ausgedrückt der Einfluss, welchen die Betheiligung 
an solchen Anstalten auf die Sitten und Begriffe der arbeitenden 
Klassen zu üben geeignet ist, dazu beitragen kann um den Ge- 
fahren des Pauperismus zu begegnen, wird heule im Allgemeinen 
nicht mehr verkannt. Im Gegentheil ist die öffentliche Aufmerk- 
samkeit seit einer Reihe von Jahren vorzugsweise auf diese In- 
stitute gerichtet gewesen. Insbesondere haben die Bewegungen 
des Jahres 1848 mehrere Staatsregierungen veranlasst, umfassende 
Untersuchungen über die Verhältnisse solcher Einrichtungen an- 
zuordnen '). 

1) Am frühesten haben sich die gesetzgebenden Körper in England mit 
den Vereinen zur gegenseitigen Unterstützung beschäftigt. Das englische 
Parlament erliess seit dem Jahre 1793 eine Reihe von Bestimmungen zur 
Regelung ihrer Verhältnisse, welche in der Acte 13 & 14 Victoria, Cap. 115 
(vom 15ten August 1850) unter Aufhebung der älteren Gesetze zusammen- 
gefasst sind. Die Acte ist mit einem kurzen Bericht über die Entstehung 
und Ausbreitung der Vereine zur gegenseitigen Unterstützung (friendly societies) 
und mit Erläuterungen besonders iierausgegeben von Tidd Pratt, The law 
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Doch haben sich die Ansichten einmal über die zweckmäs- 
sigste Einrichtung solcher Anstalten und zweitens über die 
Mittel, ihnen die nölhige Theilnahme und damit den beabsichtigten 
Einfluss auf die öffentlichen Zustände zu sichern noch nicht hin- 
länglich festgestellt. 

Sonach haben sie auch die wünschenswerthe Entwickelung 
und Ausdehnung bis jetzt noch nicht gewinnen können. 

Es kommt daher vor allen Dingen darauf an, in beiderlei 
Beziehung, sowohl für ihre Organisation als für die Art und 
Weise ihrer Verbreitung leitende Gesichtspunkte zu gewinnen. 
In der ersten Rücksicht bemerken wir, dass um den verschiedenen 



relating to friendly societies 13 & 14 Viel., Cap 115. London, Shaw and 
Suns. 1850. (5 sh.) Die gesetzgeberische Thiitigkeit des Purlainenis wurde 
durch umfassende Untersuchungen besonderer Kommissionen vorbereitet, deren 
Ergebni.<!$e der OefTentlichltelt übergeben sind. (Siehe die Reports from Ihe 
select committee on the laws respecting friendly societies: 5. July 1825; 
29. June 1827; 3. July 1849 and 25. June 1852.) 

Sehr umfassende und lehrreiche Verhandlungen haben demnächst in den 
Jahren 1849 und 50 in den belgischen Kammern slallgefunden und zu zwei 
wichtigen Gesetzen über die Errichtung einer Altersversorgungsanstalt und 
über die den Vereinen zur gegenseitigen Unterstützung einzuräumenden Vor- 
theile geführt. Die Kommissionsherichtc nebst den Gesetzentwürfen und die 
Verhandlungen der Repr.isent»ntenkammer über den zweiten Gesetzentwurf 
(betretTend die Vereine zur gegenseitigen Unterstützung) sind in den Mit- 
theilungen des Ccnlralverelns für das Wohl der arbeitenden Klassen zu linden. 
(Siehe Heft IV. S. 48, Heft Vit. und Vi» ". S. 124, Heft XII. S. 1 bis 290.) 
In eben diesen Mittheihingen ist auch eine Uebersetzung des englischen Ge- 
setzes über die Vereine u. s. w. gegeben (Heft XII. S. 119). 

Gründliche Untersuchungen über diesen Gegenstand sind ferner von der 
in Dresden im Jahre 1848 niedergcselzlen Kommission für Erörterung der 
Erwerbs- und Arbeltsverhältnisse angestellt. Die von derselben im Jahre 1849 
erstatteten Berichte über Sparkassen und Sparvereine, Invaliden- und Kranken- 
kassen (Referent Prof. Dr. Hulsse) sind in den Mittheilungen dieser Kommission 
1849 S. 255-313 und 505 ff. abgedruckt. 

In Preussen veranlassten die Bewegungen des Jahres 1848 eine Er- 
weiterung der schon in der Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845 gegebenen 
Bestimmungen über die Einrichtung von Krankenkassen für Gesellen durch 
die Verordnung vom 9. Febr. 1849. Wir haben später Veranlassung auf 
diese Verordnung näher zurückzukommen, und dabei auch der auf eine fernere 
Ausdehnung derselben gerichteten Anträge zu gedenken. 

4* 
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Wechselfällen , welche die Selbstständigkeit des Arbeiters unter- 
graben und ihn in den Zustand der flilfslosigkeit bringen, auf die 
wohllhätig^sle und wirksamste Weise zu begegnen, verschie- 
dene Anstalten nothwendig sind, und ihre Trennung von 
einander für die sichere Erreichung des Zweckes ebenso wichtig 
ist, wie ihr geordnetes Nebeneinanderbestehen und 
Zusammenwirken. Nach den Lehren der Erfahrung und 
den Ergebnissen der neuesten Untersuchungen unterscheiden wir 
und heben insbesondere hervor die Verhältnisse der S p a r kassen; 
Krankenkassen, A 1 1 e r s versorgungs- (oder Invaliden-} und 
der Sterbe kassen. 

1. Die Sparkassen 

haben ihrem Zweck nach die umfassendste Bedeutung; sie be- 
gründen eine Gemeinschaft der Interessen , welche mit der ge- 
ringsten Beschränkung der Freiheit jedes Einzelnen verbunden ist. 
Die Gemeinschaft besteht für die Verwaltung der Ersparnisse ; 
für die Vorlheile, welche aus der Vereinigung kleiner Kapitale 
neu erwachsen; die Verfügung über sein besonderes Eigenihum 
bleibt jedem Theilnehmer fast ohne Verkürzung erhalten. 

Ersparnisse dienen zur Befriedigung jedes Bedürfnisses, 
zur Begegnung jedes Ereignisses — des vorhergesehenen, wie 
des unerwarteten. 

Der Nutzen der Sparkassen ist so allgemein anerkannt 
und so oft erörtert worden , dass wir uns einer weitläuftigen 
Auseinandersetzung derselben überheben können '}. Es wird 
genügen , die Gesichtspunkte hervorzuheben , von denen aus 
wir ihre Bedeutung würdigen. Für die Sparenden ist das 
Guthaben in der Kasse ein disponibler Baarfonds, die unentbehr- 
liche äussere Stütze ihrer Unabhängigkeit, und zugleich das 
Zeugniss sowie die Frucht der vorhandenen inneren Selbst- 
ständigkeit: der Tugenden des Fleisses, der Genügsamkeit, Ord- 
nung und Vorsicht. Die Wichtigkeit der Ersparnisse liegt 
ebensowohl in der Bedeutung des Kapitals für den gegen- 



1) Eine nähere Angabe über die in Preussen kürzlich angestellten Unler- 
luchungen über das Sparltassenwesen findet man in der Beilage ü. 
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wärtigen Zustand unserer wirlhschafllichen Entwickelung , als in 
der Unentbehrlichkeit der s i 1 1 1 i c h e n Eigenschaften, welche das 
Vermögen allein erhalten und befruchten können. Durch Be- 
förderung der Sparsamkeit — durch Anlegung von Sparkassen, 
Erleichterung ihrer Benutzung u. s. w. erfüllt die Gesellschafl 
zunächst ihre Pflicht, für die Selbstständigkeit jedes ihrer Glieder 
Sorge zu tragen. Sie erntet obenein die unmittelbarsten und 
werthvollsten Früchte davon für ihr eigenes Gedeihen. 

Durch seine Betheiligung an der Sparkasse und noch mehr 
durch die Tugenden, als deren Frucht die Ersparnisse anzusehen 
sind, wird das Interesse des Arbeiters an die Aufrechlhaltung 
der bestehenden Ordnung geknüpft, und die Heilighallung des 
Eigenthumsrechtes zu seiner eigenen Sache gemacht. 

Nach den Lehren der Erfahrung kann die Gemeinde ferner 
die unter ihrem Schutze und ihrer Aufsicht gesammelten Erspar- 
nisse kleiner Kapitalien mit grossem Vortheil für die bessere 
Ordnung ihres eigenen Haushaltes — insbesondere zur Herab- 
setzung des Zinsfusses für ihre Schulden — sowie für die Ver- 
besserung des Kredits und die Belebung der Gewerblhätigkeit 
ihrer Bürger benutzen. 

Die Errichtung von Sparkassen ist daher überall und neben 
allen andern Einrichtungen als eine Wohlthat und selbst als ein 
Bedürfniss in dem IWaasse mehr anzuerkennen, als mit den Fort- 
schritten der Kultur die Geldwirthschaft sich entwickelt, 
und mit den Ansprüchen auf persönliche Freiheit auch die Pflichten 
und Schwierigkeiten einer selbstständigen Stellung wachsen. 

Die fast unbeschränkte Freiheit der Verfügung, welche jedem 
Theilnehmer über sein Guthaben in der Sparkasse zusteht, bringt 
es mit sich, dass derselbe bei der Verwendung seines Eigen- 
Ihumes zur Befriedigung entstehender Bedürfnisse isolirt bleibt. 
Dieser Umstand macht die Ergänzung der Sparkassen durch 
andere Unterstützungsanstalten nothwendig. Zur Abwendung 
einiger Gefahren, weiche die wirtlischaftliche Selbstständigkeit 
des Arbeiters besonders hart bedrohen, kann durch vereinigte 
Mittel zu gemeinsamer Verwendung wirksamer und mit 
geringerem Kraftaufwande gesorgt werden, als durch isolirt e 
Anstrengungen eines Einzelnen. Dahin gehört die Unterstützung 



54 Betrachtungen 

in Krankheilsfällen; im höheren Alter und in Sterbe- 
fällen. 

2. Krankenkassen. 

Eine etwas länger anhallende und die Anwendung ärztlicher 
Hilfe erheischende Krankheit verzehrt schnell die geringen Er- 
sparnisse, welche der Arbeiter erübrigt haben kann, noch weniger 
sind diese ausreichend, um ihm für den Fall der dauernden Ar- 
beitsunfähigkeit und der Abnahme seiner Kräfte im Alter eine 
nachhaltige und selbstsländige Hilfsquelle zu eröffnen. Mit der 
sichern Aussicht auf Erfolg verschwindet aber der Reiz er- 
hebliche Anstrengungen zur Erreichung des Zieles zu machen. 
Dem zulelzt doch der Öffentlichen Armenpflege Anheimfallenden 
erscheinen die Verwendungen, die er zunächst aus eigenen Er- 
sparnissen zur Bestreitung der Kosten seiner Krankheit u. s. w. 
gemacht hat, leicht als fruchtlose Vergeudung und thörichle Auf- 
opferung der eigenen Millel zur Erleichterung der Bürde einer 
fremden und wohlhabenden Körperschaft. Dagegen hat die Er- 
fahrung der verschiedensten Länder und Zeilen gelehrt, dass 
mit Hilfe der Vereinigung und Gegenseitigkeit, der Arbeiter durch 
Beilriige, die für ihn fast überall noch erschwinglich sind, sobald 
er überhaupt Beschäftigung hat, sich für die gewöhnlich vor- 
kommenden Krankheitsfälle im Wesentlichen selbst die nöthiore 
Unlerslülzung sichern kann. Daher ist die Einrichtung von 
Krankenkassen neben den Sparkassen unumgänglich. Die 
Leizleron können dem Bedürfniss der Krankenpflege nicht ge- 
nügend abhelfen und ohne anderweile Befriedigung dieses drin- 
genden Bedürfnisses keine allgemeine Verbreitung und Theilnalime 
finden. 

In ähnlicher Weise, wie die Sparkassen ihren Zweck nur 
erfüllen und zur vollständigen Enlwickclung gelangen können, 
weim ihnen Krankenkassen zur Seile stehen , bedürfen diese einer 
Ergänzung durch AI tersversorgungs- oder Invaliden- 
kassen. 

3. Altersversorgungskassen. 

Kann der gemeine Mann in der Isolirung unerachtet seines 
Fleisses, der Umsicht und Sparsamkeit schon für die gewöhnlicher 
vorkommenden und minder schweren Bedrängnisse vorüber- 
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gehender Krankheilsfalle aus eigener Kraft keine genügende 
Vorsorge treffen, so ist ihm dies für die Fälle dauernder Ar- 
beitsunfähigkeit und Sinken der Kräfte in liöherm Aller noch 
weniger möglich. Er bedarf hier noch vielmehr der Unter- 
stützung durch Vereinigung, der gemeinsamen Leitung und vor 
allen Dingen der Befruchtung seiner Anstrengungen durch höhere 
Einsicht und Erfahrung. 

Auf der andern Seite gehört es ohne Zweifel zu den Er- 
fordernissen einer wahren Selbstständigkeit, dass der Arbeiter auch 
für die Hinfälligkeit des Alters und einer ohne sein Verschulden 
eintretenden Arbeitsunfähigkeit eine sichere, durch seine eigenen 
Leistungen eröffnete und unterhaltene Hilfsquelle habe, und für 
solche Fälle nicht lediglich auf die Aushülfe der Armenpflege 
verwiesen werde. Soll die Tugend der Umsicht und Sparsamkeit 
bei den arbeitenden Klassen zu einer kräftigen Entwicklung und 
allgemeinen Verbreitung gelangen, sollen sie nicht vielmehr 
abgeschreckt als angespornt werden an die Bedürfnisse einer 
entfernleren Zukunft zu denken und auch die Möglichkeil uner- 
warteter Ereignisse zu erwägen, so muss die Gelegenheit ge- 
boten sein , durch treue Pflichterfüllung sich ein sorgenfreies 
Aller zu bereiten, und gegen die Schläge unverschuldeten Un- 
glücks Schulz zu finden. Das ist der Zweck einer Altersver- 
sorgungs - oder Invalidenkasse. Nach den in verschiedenen 
Ländern gemachten Erfahrungen und angeslelllen Untersuchungen 
muss diese auf anderer Grundlage als blosse Krankenkassen 
erriclilel werden, und es empfiehlt sich dieselben gänzlich zu 
trennen. Die Verwaltung der Krankenkassen, die Berechnung 
der Beiträge und ihres Verhältnisses zu den zu gewährenden 
UnlerslUlzungen wird ungemein erschwert und verwickelt, ihre 
Sicherheil gefährdet und ihr Bestand untergraben, wenn man der 
Krankenkasse auch dieLasl d auernder Unlerslützungen für 
die Fälle des Alters und der Arbeitsunfähigkeit auferlegen will. 

Die Zwecke einer Krankenkasse — die Verabreichung 
einer Unterstützung in den Fällen einer vorübergehenden 
Krankheit — können wie die Erfahrung lehrt, schon bei einer 
massigen Zahl der gegenseitig Verbundenen genügend erreicht 
werden. In vielen Beziehungen empfiehlt sich sogar die Beschrän- 
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kung der Gemeinschaft auf einen engeren Kreis; theils weil dann 
das Gefühl einer genossenschaftlichen Verbindung die Zahlung des 
Beitrags erleichtert und die Verabreichung der Unterstützung 
veredelt, theils weil nur in solchem Falle eine wirksame und 
doch nicht gehässige Aufsicht über die Hilfesuchenden geführt 
werden kann. Für die Beschaffung der nöthigen M i 1 1 e 1 ist hier 
die Erhebung eines massigen laufenden Beitrages der geeig- 
netste Weg. 

Die Erfahrung weniger Jahre genügt, um das angemessene 
Verhällniss zwischen dem zu fordernden Beilrag und der zuzu- 
sichernden Unterstützung kennen zu lernen und festzustellen. 

Um eine Altersversorgungskasse auf haltbarer Grund- 
lage zu errichten, ist eine sehr grosse Zahl von Theilneh- 
mern unerlässiich , weil die Verschiedenheit der Lebensdauer zu 
bedeutend und ein sicheres Durchschniltsverhältniss für die 
Grösse der übernommenen Verpflichtungen nur aus einer sehr 
grossen Anzahl der Falle zu gewinnen ist. Um einen sicheren 
Anhalt zu haben ob das Verhältniss zwischen Leistung und An- 
spruch richtig fesigcslellt ist, muss das Ergebniss einer sehr 
langen Verwaltungsperiode vorliegen. Die Zahlung eines regel- 
mässigen und laufenden Beitrages ist hier nicht die geeignete 
Form, in weicher jeder Berechtigte seine Verpflichtungen gegen 
die Kasse zu erfüllen hat. Die arbeitenden Klassen sind einer 
Unterbrechung ihres Verdienstes viel zu sehr ausgesezt, als dass 
die regelmässige Zahlung eines Beitrages ihnen für die Dauer 
ihres Lebens im Allgemeinen möglich werden sollte. .Jede Un- 
regelmässigkeit mit dem Verlust aller Ansprüche zu strafen, 
würde zu hart sein und den Zweck der Anstalt vereiteln; da- 
gegen ist eine vorausgehende Berechnung dadurch entstehender 
Ausfälle und die Uebertragung derselben nicht minder schwierig. 
Dazu kommt, dass die Leistungen eines Pensionsberechtigten auf- 
hören , wenn er in den Genuss der ihm zugesicherten Unter- 
stützung eintritt, während der Kranke nach seiner Genesung die 
Beiträge an die Kasse zu zahlen fortfährt. Die Pension soll im 
Allgemeinen die Frucht der Jugendersparnisse sein; die Aus- 
gleichung der Wechselfälle soll zwischen den Altersgenossen 
stattfinden, nicht aber durch die Leistungen des heranwachsen- 
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den Geschlechtes das etwaige Missverhältniss zwischen den ge- 
forderten Beiträgen und gewährten Ansprüchen ausgeglichen 
werden. Zwischen denen, welche Unterstützung empfangen und 
noch Beiträge zahlen, findet weniger als bei den Krankenkassen 
ein Verhällniss der Gegenseitigkeit statt; es sind verschiedene 
Generalionen. Endlich kann wegen der erforderlichen grossen 
Zahl nicht so leicht das Band der Genossenschaft oder einer 
örtlichen Gemeinschaft um die Betheiligten geschlungen werden. 
Aus allen diesen Gründen empfiehlt sich der in Belgien 
eingeschlagene Weg, eine besondere Allersversorgungsanstalt 
zu errichten und diese auf den Grundsatz eines Rentenkaufs 
zu begründen , so dass durch die Zahlung einer Summe — es 
sei auf einmal oder in Raten nach der Wahl des Beiheiligten — 
der Anspruch auf den Bezug einer Rente von einem vorher zu 
bestimmenden Lebensjahre ab erworben wird '). 

4. Sterbekassen. 

Der Wunsch, den dahingeschiedenen Angehörigen Achtung 
und Theilnalime durch ein anständiges Begräbniss zu beweisen 
und im Todesfälle auch selbst durch ein solches geehrt zu wer- 
den , ist in den Sitten und Begriffen der untern Volksklassen 
besonders tief gewurzelt. Kaum wird eine andere Pflicht für 
heiliger, ein anderes Bedürfniss für dringender erachtet. Gleich- 
wohl sind die Kosten, welche ein Begräbniss veranlasst, für die 
Verhältnisse der arbeitenden Klassen stets sehr beträchtlich. 
Der durch den Tod von Angehörigen verursachte Aufwand ist 
daher sehr häufig die Veranlassung von Verlegenheit und oft 



1} Ueber die Verschiedenheit der Grundlagen, auf denen die Kranlienlias- 
sen einerseits und die AltersversorgungsUasse andererseits am zweckmässig- 
sten errichtet werden und die Angemessenheit ihrer Trennung enthalten 
die Konimissionsberichte der belgischen Repräsentantenkammer über die Ge- 
setzentwürfe betreffend die Errichtung einer Altersversorgungsanstalt und 
die Vereine zu gegenseitiger Unterstützung sehr lichtvolle Erörterungen auf 
die wir biemit verweisen. (Siehe die Mittheilungen des Centralvereins für 
das Wohl der arbeitenden Klassen. Heft IV. S. 48, und Heft XU. S. 30 ff.) 
Das Gesetz über die Einrichtung einer Altersversorgungskasse ist abgedruckt 
ebendaselbst Heft VU u. YHI «■ S. 124. 
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selbst der Anfang zu einer Zerrüttung des Hauswesens '). 
Sterbekassen oder Anstallen, welche gegen die Leistung massiger 
Beiträge zur Zeit der Zahlungsfähigkeit, für den Fall des Be- 
dürfnisses eine genügende Summe zur Bestreitung der Begräb- 
nisskosten auszahlen, sind daher bei den untern Yolksklassen 
seit längerer Zeit sehr populär, und die dazu erforderlichen 
Beiträge werden in grosser Ausdehnung willig übernommen. Die 
Unterstützung und Belebung dieser in ihrem Kerne gewiss höchst 
ehrenwerthen Gesinnung erscheint ebenso wünschenswerth , als 
ihre Leitung und Bewahrung vor Missbrauch und Verwirrung 
nothwendig. In der Regel erfüllen die bestehenden Kranken- 
kassen zugleich die Aufgabe von Sterbekassen. Doch 
wäre eine Trennung und gesonderte Verfolgung beider Aufgaben 
gewiss zweckmässiger. Die Trennung der Rechnung oder 
eine besondere Uebersicht der für jeden Zweck geleisteten Zah- 
lungen und erforderlichen Beiträge ist schon im Interesse der 
Ordnung und Solidität der Anstallen nölhig. Die Berechnung 
der auf der Kasse lastenden Verpflichtungen und daher von den 
Mitgliedern zu fordernden Beiträge, beruht für Krankheits- und 
Sterbefälle auf ganz verschiedenen Grundlagen, ähnlich wie wir 
das oben bereits für die Fälle eintretenden Allers bemerkt haben. 
Die Führung besonderer Bücher über die gezahlten Kranken- 
und Sterbegelder, sowie der dazu geleisteten Beiträge ist daher 
unumgänglich um ein klares Bild von dem Zustande der Kassen 
und ein Urlheil über die Angemessenheit des Verhältnisses zwi- 
schen Anspruch und Leistung zu gewinnen. Bei den Sterbekassen 
muss in den ersten Jahren ihres Bestehens sich stets ein Kapital 
sammeln und dieses eine Zeitlang wachsen, weil die Beiträge 
einer Reihe von Jahren erforderlich sind, um die gegen Mitglie- 
der übernommenen Verpflichtungen zu decken und mit der Zahl 
der neu eintretenden Mitglieder auch die Gesammtsumme der zu 
leistenden Zahlungen sich vermehrt. Ist eine Krankenkasse mit 
der Slerbekasse verbunden, so wird leicht das ungenügende 
Verhältniss zwischen dem Beilrag zur Krankenkasse und dem 



1) Sielie unter anderen A. Schneer: Ueber die IVoth der Leinen- 
Arbeiter in Schle»ien. Berlin 1844. S. 80. 
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gezahlten Krankengelde durch den Bestand der Kasse von 
Sterbegeldern verdeckt. Nur zu häufig wird in Wahrheit von dem 
Kapital gezahlt, was durch laufende Beiträge hätte aufgebracht 
werden müssen '3. Eine völlige Trennung beider Zwecke 
ist insbesondere um deswillen empfehlenswerth, weil die An- 
sprüche eines Mitgliedes an eine Krankenkasse durch die Ver- 
änderung des Aufenthaltsortes und Standes oder der Beschäftigung 
so wie durch Unterbrechung der Beiträge verloren gehen, somit 
auch alle Zahlungen, welche dasselbe an die damit verbundene 
Sterbekasse geleistet hat. Der Beitritt zu einer andern Sterbe- 
kasse wird mit dem wachsenden Alter immer schwieriger und 
kostspieliger, so dass die Zahlungen von Sterbegeldern der aus- 
scheidenden Mitglieder für diese ein wirklicher Verlust, oder ein 
ohne Gegenleistung bleibender Beitrag an die Krankenkasse ist. 
Die Unierhaltung der Krankenkassen — welche zum grossen 
Theil für das jüngere Geschlecht (Gesellen und Gehilfen) be- 
stehen — wird hiernach auf Kosten des späteren Allers erleich- 
tert, wozu gewiss kein Grund vorliegt. Endlich wird der An- 
spruch auf Auszahlung eines Sterbegeldes gleich dem , auf Bezug 
einer Rente viel sicherer durch Zahlung eines Kapitals (in jün- 
geren Jahren) es sei auf einmal oder in Raten, als durch lau- 
fende Beiträge erworben. Die Gefahr einer unvermeidlicht;n 
Unterbrechung bei Zahlung der Beiträge und sonach der Verlust 
der eine Zeitlang gebrachten Opfer ist zu gross. 

Die genossenschaftlichen Bande würden durch Trennung 
der Kassen nicht gelockert werden. Die letzte Ehre wird dem 
Genossen genügend durch persönliche Theilnahme bewiesen; 
einer Aufljringung der Bestattungskosten durch die Gefährten 
bedarf es zu dem Ende nicht. 

Nachdem wir die leitenden Gesichlspunkle für die Orga- 
nisation der Anstallen erörtert haben, welche den Arbeiter 
befähigen sollen die Wechselfälle des Lebens selbstständig zu 
tragen, gehen wir zur Untersuchung der Mittel über, diese 
Anstalten ins Leben zu rufen und ihnen die erforderliche Theil- 



1) Vergleiche die in der Beilage III. über die Sterbe- und Kranken- 
kassen in Berlin gegebenen Kachrichten. 
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nähme, so wie den beabsichtigten Einfluss auf die Zustände der 
arbeitenden Klassen zu sichern. 

B. Mittel die allgemeine Betbeiligang an diesen Anstalten sicher za stellen. 

Die Hauptfrage ist ob der Staat die Errichtung solcher An- 
stalten den Bemühungen der Privatpersonen überlassen, und 
dem entsprechend auch die Betheiligung daran dem freienWillen 
eines Jeden anheim stellen soll, oder ob er die Organisation und 
Leitung derselben als seine Aufgabe zu betrachten und deren 
Benutzung durch gesetzliche Bestimmungen herbeizuführen hat. 

Die in England und Belgien gemachten Erfahrungen haben 
gelehrt, dass der Staat sich nicht jeder Theilnahme und Einwir- 
kung auf die Entwicklung dieser Anstalten enthalten darf. Die 
Einrichtung und zweckmässige Verwaltung derselben ist eine 
ziemlich schwierige Aufgabe, die jedenfalls nicht ohne besondere 
Kenntnisse gelöst werden kann. Bei den Unterstützungskassen 
bedarf es zur Feststellung eines angemessenen Verhältnisses 
zwischen Beitrag und Anspruch einer nach Raum und Zeit sehr 
ausgedehnten Erfahrung, deren Einsammlung die Kräfte eines 
Privatmannes meistens übersteigt. Jeder Irrthum in der Grund- 
lage gefährdet den Bestand der Anstalt und setzt die Theilneh- 
mer empfindlichen Täuschungen und Verlusten aus. Eine nach- 
trägliche Verbesserung des anfänglich begangenen Fehlers ist 
um so schwieriger, je mehr die Betheiligung an der Anstalt 
die Natur eines Vertrages hat, der nur unter allgemeiner Zu- 
stimmung abgeändert werden kann. Um sichere Grundlagen 
zu gewinnen, und den jedesmaligen Zu.stand der Kasse klar zu 
übersehen, ist nach unsern obigen Bemerkungen eine Trennung 
der verschiedenen Zwecke, welche mäh durch eine Kasse er- 
reichen will, erforderlich. Dazu entschliessen sich Privatgesell- 
schaften schwer, wie das Beispiel Englands noch gegenwärtig 
zeigt. Die dort bestehenden sehr zahlreichen Gesellschaften zu 
gegenseitiger Unterstützung suchen oft die unvereinbarsten Zwecke 
zugleich zu erreichen. Zu dieser Schwerfälligkeit und Abneigung 
freiwilliger Vereine unter den arbeitenden Klassen, fremde, ja 
selbst eigene Erfahrungen zu Verbesserung ihrer Einrichtungen 
zu benutzen, tritt die Gefahr des Unterganges oder Missbrauches 
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dieser Anstalten durch Versäumniss, Untreue und Leidenschaft 
hinzu. Die Bestände der Kassen gingen um so häufiger durch 
Nachlässigkeit und selbst durch Unredlichkeit der Beamten ver- 
loren, je verwickelter die Verwaltung und je schwieriger die 
Kontrole war. Die zur Unterstützung von Kranken u. s. w. be- 
stimmten Gelder wurden häufig benutzt, um die Einstellung der 
Arbeit für längere Zeit möglich zu machen u. dergl. 

Es bedarf keiner Erinnerung, wie die eintretende Zahlungs- 
unfähigkeit eines Vereines nicht nur wegen der unmittelbaren 
Verluste für die Betheiligten, sondern noch mehr wegen der un- 
vermeidlich jedesmal daraus hervorgehenden Erschütterung des 
Vertrauens zu solchen Einrichtungen und der Abneigung, sich 
ferner daran zu betheiligen, höchst beklagenswerlh ist. 

Diese Erfahrungen neben der Anerkennung der Wichtigkeit 
dieser Anstalten und des grossen Segens, der aus ihrer Verbreitung für 
die Verbesserung sowohl der materiellen als der sittlichen Zustände 
der arbeitenden Klassen hervorgehen kann, haben die Gesetzgebung 
in England und Belgien bestimmt, durch indirecte Mittel auf ihre 
Verbesserung und Verbreitung hinzuwirken. In England hat der 
Staat den auf haltbarer Grundlage eingerichteten und von fremd- 
artigen Zwecken sich fern haltenden Vereinen zu gegenseitiger 
Unterstützung wichtige Vortheile eingeräumt, insbesondere die 
Befugniss, als Gesellschaft (durch Beamte im Namen des Ver- 
eines) rechtsgültige Geschäfte vorzunehmen; die Befreiung ihrer 
Verhandlungen von Stempelabgaben, und die Gelegenheit, ihre 
Bestände verzinslich (ä 3%) bei der englischen Bank anzulegen. 
Um in den Besitz dieser Vortheile zu gelangen, sind die Vereine 
gehalten, ihre Statuten und Versicherungstabellen den vom Gesetz 
bezeichneten Beamten zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen 
und jährliche Berichte über den Zustand ihrer Kasse nach ihnen 
gegebenen Anweisungen zu erstalten '). 

In Belgien ist die Gesetzgebung noch einen Schritt weiter 
gegangen. Durch die Einrichtung und Garantie der Altersver- 
sorgungsanstalt von Seiten des Staates ist die Trennung der 
Versicherungen für Krankheitsfälle und derjenigen für den Fall der 

1) Siehe die Ade 13. 14. Vict. C. 115. bei Tidd Pratt; aucli in den 
Mittheiiungen des Centralvereins etc. Heft XII. S. 119. 
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Alterschwäche oder einer schon früher eintretenden dauernden 
Arbeitsunfähigkeit herbeigeführt, und die Krankenkassen sind 
dort so vor einer Kh'ppe bewahrt an der sie sonst gewöhnlich 
scheitern. 

Bei uns kann die Gesetzgebung auch hierbei nicht stehen 
bleiben. Soll auf dem angedeuteten Wege durchgreifend und 
mit Erfolg auf die Verbesserung der äusseren Lage wie der 
sittlichen Begriffe der arbeitenden Klassen hingewirkt werden, 
so darf weder die Errichtimg der vorerwähnten Anstalten noch 
die Beiheiligung daran lediglich dem freien Willen der Privaten 
überlassen bleiben. 

Abgesehen davon, dass auch in England und Belgien durch 
die erwähnten Maassregeln genügende Erfolge keineswegs er- 
reicht sind '3, geht schon aus den oben auseinandergesetzten 



1) In England wurden die Wohllhalen, welche das Gesetz den freiwil- 
ligen Vereinen zu gegenseitiger Unterstützung zuzuwenden beabsichtigt, von 
einer sehr grossen Zahl dieser Vereine (nach der Muthmassung der Parla- 
mentskommission sogar von der Mehrzahl derselben) nicht in Anspruch 
genommen, theils weil sie bei ihren ninngelhaften Tabellen beharren woll- 
ten, theils weil sie — wenn auch ohne Grund — eine weitergehende Ein- 
mischung des Staates in ihre Angelegenheiten besorgten, oder an bestimm- 
ten Vorschriften des Gesetzes, z. B. dem Verbot sich geheimer Kennzeichen 
zu bedienen, Anstoss nahmen (vergl. den Report from the select committec 
on the friendly societies bill, 3. July 1849. S. III— V.) Ausserdem ist zu 
beachten, dass die englische und belgische Gesetzgebung vorzüglich nur die 
Mängel der freiwilligen Verbindungen unter den Arbeitern im Auge gehabt 
hat. Auf die von einzelnen Fabrikherren gegründeten Anstalten 
zur Unterstützung der Arbeiter in Krankheitsfällen etc. wird keine Rücksicht 
genommen ; die belgische Gesetzgebung erklärte sogar ihre entschiedene 
Abneigung, in die Verhältnisse derselben einzugreifen. Allerdings wird man 
grosse Sorge tragen müssen, den Bestand solcher Anstalten, die in der Re- 
gel aus unzweifelhaftem Wohlwollen hervorgegangen sind, und deren Nutzen 
Niemand verkennen wird , nicht zu gefährden , ohne etwas Besseres an die 
Stelle zu setzen. Allein dies wird nicht hindern anzuerkennen, dass durch 
solche Anstalten dem Bedürfniss eben so wenig genügend abgeholfen wird 
als durch die freiwilligen Vereine der Arbeiter unter einander. Die Kosten 
solcher Anstalten, wenn sie irgend Erhebliches für den Arbeiter leisten 
sollen, werden für den Fabrikherrn gar leicht unbequem. Die Thatsache, 
dass in Belgien einzelne Fabrikherrn 7 — 8000 fr. an die unter ihrem Schutze 
stehenden Kassen beitragen, möchte vielmehr zu dem Schlüsse berechtigen, 
dass solche Opfer nur einzelnen möglich sind, als die Erwartung begründen. 
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Ursachen des Mangels an Vorsorge für die Wechselfälle des Le- 
bens klar hervor, dass von einer lediglich freiwilligen Entwick- 
lung die Verstopfung der Ouellen der Noth nicht erwartet werden 
kann. Wir fanden diese ebensowohl in sittlicher Schwäche als 
in den Lohnverhältnissen. 

Der in England bereits so mächtig entwickelte Associations- 
geist regt sich bei uns kaum in den ersten Keimen; auf dem 
platten Lande fehlt bis jetzt fast jede Empfänglichkeit und jeder 
Anknüpfungspunkt für freiwillige Vereine. Mangel an Voraus- 
sicht, Sorglosigkeit und Unfähigkeit den Antrieben des augen- 
blicklich sich geltend machenden Begehrens zu widerstehen , ist 
für die bei weitem überwiegende Mehrzahl der arbeilenden Be- 
völkerung ein charakteristischer Zug. 

Ebenso würden die Lohnverhällnisse der allgemeinen Ver- 
breitung und Betheiligung an solchen Anstalten bei unbeschränkter 
Freiheit des Einzelnen in dieser Beziehung unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegenstellen. 

Die anfanglich unfehlbar nur geringe Theilnahme würde 
diese um so kostbarer und unsicherer machen. Bei einem ver- 
einzelten Beitrill der Arbeiter könnte von der Errichtung und 
Verbreitung solcher Anstalten ein Einfluss auf die Erhöhung der 
Löhne nicht erwartet werden. Gerade dieses Ziel muss aber 
fest im Auge behalten und mit Entschiedenheit verfolgt werden. 
Endlich kann die Mitwirkung der Arbeitgeber und der Gemeinde- 



dass dieses Beispiel allgemeine Aaihfrage ticrvorrufen werde. Die Fälle, 
dass Fabriklierren die eingerichteten Krankenkassen wieder eingehen Hessen, 
weil sie die nöthigen Zuschüsse nicht leisten wollten, sind nicht selten. In 
andern Fällen wurden sie durch Verdriesslichkeiten mit den Arbeitern dazu 
bestimmt. Entlassene Arbeiter forderten die ihnen gemachten Lohnabzüge 
zurück; alle wünschten eine Theilnahme an der Verwaltung der Kasse etc. 
17nd gewiss Messe es die Rechte der Arbeiter beeinträchtigen , wenn den 
Lohnherren gestattet sein sollte nach ihrem Ermessen Lohnabzüge zur Doli- 
rung einer Krankenkasse zu machen, und über die JUittel derselben nach 
eigenem Gutdünken und ohne Kontrole zu verfügen, weil sie auch Zuschüsse 
zur Unterhaltung derselben leisten. Genug: Unterstützungskassen, welche 
nur ein Zubehör eines einzelnen Fabriketablissements sind, können nicht 
zu dem Ziele führen, dem Arbeiter zu wahrer Selbstständigkeit zu ver- 
helfen. 
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verbände für die Errichtung und Unterhaltung solcher Institute 
nicht allgemein in Anspruch genommen und schwer geregelt 
werden, wenn diese lediglich das Ergcbniss einer freiwilligen 
Uebereinkunft sind. 

Diese Gründe und Thalsachen haben sowohl bei der Be- 
handlung des Gegenstandes durch einzelne Männer, als bei der Be- 
rathung der gesetzgebenden Körper wiederholt Anerkennung ge- 
funden; auch sind von der Gesetzgebung selbst bereits einige 
entscheidende Schrille von dem Standpunkt aus dass der Staat 
berechtigt sei, seine Bürger zur Herstellung solcher Anstalten und 
zur Betheiligung daran zu verpflichten, geschehen '}. Die weiteren 



1) Durch den §. 169 Jer Gewerbeordnung vom 17len Januar 1845 und 
die §§. 56, 57, 58, 59 der Verordnung vom 7. Febr. 1849 betreffend die 
Errichtung von Gewerberälhcn u. s. w. ist den Gemeindebehörden die Be- 
fugniss beigelegt, durch Ortsstatuten die Verpflichtung für Gesellen, Fabrik- 
arbeiter und sclbstständige Gewerbetreibende festzusetzen, zu den bestehenden 
oder noch zu errichtenden Unterstützungskassen Beiträge zu leisten. In der 
Sitzungsperiode des Winters 18^'/52 stellte der Abgeordnete der 2len Kammer 
Wagner den Antrag , solche Unterstützungskassen für alle Arbeiterklassen, 
insbesondere auch für die ländlichen Arbeiter zu errichten und die Zwangs- 
pflicht zu Beitragen dazu allgemein auszusprechen. Die Kommission, welche 
diesen Antrag zu begutachten hatte, erkannte zwar den eingebrachten Ent- 
wurf noch nicht für reif zur Ausführung, sprach sich jedoch dafür aus, dass 
die Befugniss , alle Arbeiter zur Betheiligung an Unterstützungskassen zu 
nöthigen, in Erweiterung der bestehenden Gesetzgebung den Gemeinden 
oder Kreisständen beigelegt werden müsse. 

In den Kommissionen, welche die Verhältnisse des Sparkassenwesens 
untersuchten (siehe Beilage II.) ist der Vorschlag angeregt, die Arbeiter auch 
zu Einlagen in die Sparkassen anzuhalten, und wurde angeführt, dass dies 
mindestens in einzelnen Fällen von der Gemeinde oder der Behörde, welche 
den Arbeitern Beschäftigung und einen ausreichenden Lohn gewährt, mit 
sehr wohlthätigem Erfolge geschehen sei. 

Einen interessanten Beitrag zur Beantwortung dieser Frage liefert die 
Abhandlung von M. v. Prittwitz: „die Schanzer in Ulm", Ulm 1850. Der 
Verfasser, welcher den Bau der Festung in den Jahren 1848 und 49 leitete 
und dabei mehrere tausend Arbeiter beschäftigte, berichtet, wie es ihm auch 
in jenen bewegten Zeiten gelang, die Arbeiter zu Beiträgen an die Kranken- 
kasse und zu Ersparnissen anzuhalten , und welchen wohlthätigen Einfluss 
diese Maassregel auf die Haltung und Gesinnung der Arbeiter, sowie auch 
auf ihre äussere Lage und ihr spateres Fortkommen übte. Obwohl der 
Verfasser im Uebrigen zu den entschiedensten Anhängern der Handels- und 



über Armenpflege und Heimathsrecht. 65 

Fortschrilte auf dieser Bahn sind an die klare Erkennlniss ge- 
knüpft, da SS und wie der Staat hier mit Erfolg einen Einfluss üben 
kann. Zu dem Ende ist es nolhwendig, den Verhältnissen der 
verschiedenen Kassen eine besondere Erwägung zu widmen. 
Die meiste Anerkennung und Entwickelung hat der Grund- 
satz von dem Rechte und der Pflicht des Staates, die Entstehung 
von Unterstützungsanstalten zu veranlassen und ihre Einrichtung 
zu regeln in Beziehung auf die 

Krankenkassen 
gefunden. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 17ten Januar 1845 und die die- 
selbe ergänzende Verordnung vom 9ten Febr. 1849 ermächtigen 
die Gemeinden durch Ortsstatuten die Errichtung von Kassen zur 
Unterstützung erkrankter oder sonst hilfsbedürftiger Gesellen und 
Fabrikarbeiter anzuordnen und alle am Orte beschäftigten Gesellen 
und Fabrikarbeiter zur Betheiligung an diesen Einrichtungen so- 
wie ihre Lohnherren zu Beiträgen für deren Unterhaltung zu 
verpflichten. Die Ausführung dieser höchst wohlthätigen 
Bestimmungen wird gegenwärtig lebhaft betrieben. Doch sind 
dieselben in doppelter Beziehung lückenhaft. Sie berühren ein- 
mal die Verhältnisse der Tagearbeiter oder aller derjenigen nicht, 
welche nicht zu den Gesellen oder Fabrikarbeitern gehören. Sie 
stellen es zweitens dem Ermessen der Gemeindebehörden anheim, 
ob sie solche statutarische Bestimmungen beschliessen wollen. 

Dagegen sind die Verhältnisse der Tagearbeiter, insbesondere 
auf dem Lande, falls sie nicht in einem festen Lohnverhältniss 
zu einem Gutsherren stehen, und dieser herkömmlich oder doch 
aus Wohlwollen die Uebertragung von Unglücksfällen für sie über- 
nimmt, wirlhschaftlich gewiss nicht besser oder sicherer als die 
der Gesellen und Fabrikarbeiter. 

Ihre Lage ist im Gegentheil sehr viel mehr gefährdet, und 
von Hilfsquellen entfernter, da es auf dem Lande häufiger an Ge- 
legenheit zu besonderem Erwerb fehlt und der Hilfsbedürftige 



Gewerbefreiheit geliört, liält er es doch für zulässig, die Arbeiter zu Er- 
sparnissen zu nöthigen (S. am angeführten Orte S. .33). 
ZeitMhr, für StaaUw. 1853. U Heft. 5 
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hier nicht wie in den Städten in der geordneten Armenpflege 
eine letzte Zuflucht findet '}. 

Die Bestimmung, welche es dem Beschluss der Gemeinde- 
behörden lediglich überlässt, ob sie die Einrichtung von Kranken- 
kassen für Gesellen und Fabrikarbeiter mit der Verpflichtung, 
sich daran zu betheiligen, anordnen wollen, hat in der löblichen 
Absicht ihren Grund, die Selbstständigkeit der Gemeinden 
zu befördern. Es ist indess ohne Zweifel der falsche Weg, die 
Selbstständigkeit der Localbehörden in der Gesetzgebung 
insbesondere über Verhältnisse von allgemeiner Bedeutung zu 
suchen. Dieselbe ist den Gemeinden vielmehr in Beziehung auf 
die Verwaltung ihrer Angelegenheiten einzuräumen. Die Zu- 
stände der arbeitenden Klassen in Beziehung auf das Bedürf- 
nis s solcher Anstalten sind keinesweges von Ort zu Ort ver- 
schieden; wohl aber können die Schwierigkeiten hier grösser 



1) Wie bereits erwähnt, ist ein Antrag, UnterstUtzungskassen auch für 
die ländlichen Arbeiter zu errichten, in der 3ten Kammer unter dem 16. Febr. 
1852 wirklich eingebracht worden. Die mit seiner Begutachtung beauftragte 
Kommission erkannte im Allgemeinen die Wohlthätigkeit solcher Anstalten 
und die Pflicht der ölTentlichen Behörde , ihre Entwickelung zu leiten und 
zu befördern an, glaubte indess, dass die Wahrnehmung dieser Pflicht, ähnlich 
wie bei der Errichtung von UnterstUtzungskassen für Gesellen u. s. w. den 
einzelnen Kommunen oder Kreisständen zu überlassen sein würde. Da eine 
nähere Untersuchung weder über die Dringlichkeit des Bedürfnisses noch über 
die Folgen der bestehenden Gesetzgebung in Beziehung auf die Gesellenkassen 
u. 8. w. angeordnet wurde, konnte die Kommission kaum zu einem andern 
Ergebnisse kommen, als „die nähere Erwägung und Erörterung des Gegen- 
„Standes unter Anerkennung seiner Wichtigkeit der Staatsregierung an- 
„heim zu stellen." Eine sichere Grundlage für die durchgreifende Be- 
handlung dieses das Wohl und die persönliche Freiheit der arbeitenden Klassen 
so tief berührenden Gegenstandes kann nur gewonnen werden, wenn die 
Noihwendigkeit seiner Regelung durch die Thatsachen überzeugend nach- 
gewiesen und die Resultate des bisher eingeschlagenen Weges gründlich 
untersucht werden. Die den Kammern beigelegte Initiative in der 
Gesetzgebung hat nur einen Werth und eine Bedeutung, wenn dieselben 
durch ihre Thätigkeit auf eine eigenthümliche und wirksame Weise dazu 
beizutragen wissen, dass diese Grundlage gewonnen werde. Im andern Falle 
werden die Kammern unerachtet aller Bestimmungen der Verfassung sich 
genöthigt sehen, die Initiative lediglich der Staatsregierung zu überweisen. 
(Vgl. die Nummern 114 und 299 der III. Session der 2ten Kammer.) 
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sein als dort und manche Verschiedenheiten der Einrichtung durch 
lokale Verhältnisse bedingt werden. 

Bei der gegenwärtigen Verfassung der ländlichen Gemeinden 
in den östlichen Provinzen würde man vergebens auf einem Be- 
schluss derselben, solche Einrichtungen zu treffen, warten. Es 
wäre indess gewiss falsch, hieraus zu schliessen, dass die Er- 
richtung von Unterstülzungskassen für die auf dem Lande woh- 
nenden Arbeiter kein Bedürfniss sei ; falsch schon deswegen, weil 
die Fabrikindustrie jezl häufig genug ihren Silz auf dem Lande 
aufschlägt. Vielmehr ist die Thatsache, dass die gegenwärtige 
Verfassung der ländlichen Gemeinden nicht hinreicht, um einem 
vorhandenen Bedürfnisse zu begegnen, eine dringende Veran- 
lassung, die Verbesserung dieser Verfassung in Erwägung zu ziehen 
und in Angriff zu nehmen. Doch auch in den Städten und bei 
der Einrichtung von Unterstützungskassen für Gesellen und 
Fabrikarbeiter kann eine nur lokale Gesetzgebung nicht zu 
genügenden Resultaten führen. 

Das Bestehen isolirter Unlerstützungskassen führt ebenso 
leicht zu einer Beeinträchtigung der Arbeitgebenden als der Ar- 
beitsuchenden. 

Die Fabrikherren eines Ortes finden sich durch die Ver- 
pflichtung , zur Unterhaltung der Unterstülzungskassen namhafte 
Beiträge zu zahlen, beeinträchtigt, wenn ihre Konkurrenten in 
der benachbarten Gegend diese Last nicht zu tragen haben. Nicht 
minder dünkt es den am Orte wohnenden Arbeiter leicht hart, 
sich Lohnabzügen unterwerfen zu müssen, von denen die im be- 
nachbarten Dorfe wohnenden übrigens in derselben Fabrik be- 
schäftigten Arbeiter befreit bleiben. Für engherzige Fabrik- 
herren kann diess ein Grund werden lieber auswärtige Arbeifer 
zu beschäftigen. In manchen Verhältnissen zwischen dem Diensle- 
gebenden und Dienstesuchenden wird es für eine einzelne Ge- 
meinde überhaupt schwer, die Dienstegebenden zur Unterhaltung 
der Kassen mit heranzuziehen. Bei der Hausindustrie ist es 
ofl kaum anzugeben, und unmöglich zu kontroliren, wie viele 
Arbeiter ein Unternehmer beschäftige. Endlich ist es für den 
zu Beiträgen verpflichteten Arbeiter in der That hart, durch einen 
Wechsel des Aufenthaltsortes oder vielleicht schon des Lohn- 

5* 
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Herrn aller Früchte eines jahrelang gezahilen Beitrags verlustig 
zu gehen. 

Bei einer allgemeinen Regelung der Angelegenheit lassen sich 
diese Schwierigkeiten leichler überwinden, auch kann man nur 
dann durch solche Einrichtungen einen entschiedenen Einfluss auf 
die Begriffe und Sitten der arbeitenden Klassen gewinnen. 

Die Hauptgrundsälze für diese Regelung würden nach unsern 
früheren Erörterungen folgende sein. 

Krankheitsfällen ist der Arbeiter nach dem Laufe der Natur 
in jedem Abschnitte seines Lebens ausgesetzt, und damit der 
Gefahr einer Steigerung seiner Bedürfnisse und des Ausfalles 
seiner täglichen Einnahmen. Hieraus folgt , dass er Jet^erzeit da 
wo er sich aufhält, ver pflic htet werden kann, zu thun, was 
ohnehin seine Schuldigkeil gegen sich selbst ist, von seinem 
täglichen Lohne einen Beilrag in die Kran kenkasse zu zahlen. 
Da die Lohnverhallnisse sich bei uns noch nicht überall dahin 
entwickeil haben , dass der Arbeiter die volle Vergütung für 
seine Dienste zu freier Verliigung empfängt, diess sogar wegen 
seiner sittlichen Schwäche noch nicht allgemein zulässig ist, so 
werden die Krankenkassen in den Beiträgen der Arbeiter allein 
meistens nicht die genügenden Hilfsquellen finden, um den Er- 
krankten die nölhige Unterstützung zu gewähren. Die Pflicht, 
Zuschüsse zu zahlen, fällt billig demjenigen zu, welcher von 
den Leistungen des Arbeiters den Vorlheil hat, oder durch deren 
Hand er doch die Vergütung für seine Dienste erhalten soll, das 
heisst den Lohnherren. Hiernach rechtfertigt sich die Be- 
stimmung, wonach die Lohnherren zu Beiträgen an die Kranken- 
kassen verpflichtet werden können. Es ist nicht nöthig, dass 
diese Beiträge immer oder allein nach der Zahl der beschäf- 
tigten Arbeiter abgemessen werden. In vielen Fällen wird nicht 
ein einzelner Lohnherr sondern eine Klasse der Gemeindebürger 
zu dieser Betheiligung heranzuziehen sein. 

Bei der Verschiedenheit der Verhältnisse nicht nur in Be- 
ziehung auf die Höhe des Lohnes sondern auch mit Rücksicht 
auf die Innigkeit und Dauer der Verbindung zwischen Arbeiter 
und Lohnherrn wird eine Verschiedenheit der Einrichtungen je 
nach den örtlichen Verhältnissen unentbehrlich sein. So werden 
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z. B. die Bestimmungen über die Höhe der zu fordernden Beiträge, 
der zu gewährenden Unterstützung und die Art, wie die Lohn- 
herren zu Zuschüssen heranzuziehen sind, sich vielfach abweichend 
gestalten müssen '3. Daher ist die thätige und einsichtige 
Mitwirkung der Gemeinden für die Organisation solcher An- 
stalten nicht zu entbehren. Um sich diese zu sichern , erscheint 
es eben so wenig zweckmässig, die ganze Angelegenheit lediglich 
ihrem freien Willen anheimzustellen, als einen directen Zwang 
zu üben. Der ebenste Weg dürfte der sein , dem Recht die 
entsprechende Pflicht gegenüberzustellen. 

Man mag zunächst dabei stehen bleiben, den Gemeinden 
das Recht zu erlheilen, Krankenkassen für Arbeiter (ohne 
Unterschied des Standes oder der Beschäftigung) zu errichten 
und die Arbeiter wie die Lohnherren zu Beiträgen an dieselben 
zu verpflichten. Diesem Recht steht die Pflicht der Ge- 
meinde gegenüber den im Gemeindebezirke sich aufhaltenden 
Arbeitern im Krankheits falle Unterstützung zu gewähren. 
Um die Gemeinde zu veranlassen, dieser Pflicht auf dem vor- 
geschlagenen und auf die Dauer allein wohlthätigen Wege der 
Einrichtung von Krankenkassen zu genügen , ohne gleichwohl 

1) Die Frage, in welcher Weise die Lohnherrcn zu BeilrSgen für die 
Unterstülziingskassen heranzuziehen sind, gehört ohne Zweifel zu den schwie- 
rigsten bei dieser Angelegenheit. Bei den geschlossenen Etablissements er- 
scheint es ebenso einfach als billig, dass die FabriUherren für jeden von 
ihnen beschäftigten Arbeiter einen allgemein festgesetzten Beitrag zahlen. 
"Bei der Hausindustrie ist dieser Maasstab nicht mehr anwendbar, weil die 
Zahl der beschäftigten Arbeiter nicht konlrolirt werden kann, und die Ver- 
hältnisse sich auch höchst mannigfach gestallen bis dahin , dass der einzelne 
Arbeiter auf eigene Rechnung arbeitet, und die sogenannten Fabrikanton 
nur Aufkänfer sind. Auch bei den Handwerkern erscheint es unbillig, jeden 
für eigene Rechnung arbeitenden Meister zu einer Unterstützung der Gesellen- 
kasse anzuhalten, da er in vielen Fällen nur für sich allein oder mit einem 
Lehrburscheh arbeitet und oft mit mehr Sorgen zu kämpfen hat, als der 
ledige Geselle. 

Indess ist auch gewiss nicht nöthig, überall denselben Modus des Bei- 
trages zu;n Grunde zu legen. In vielen Fällen werden Zuschläge zur Gewerbe- 
steuer, oder vielleicht auch zur Einkommensteuer sich empfehlen. Endlich 
wird der Arbeiter um so mehr auf seine eigenen Kräfte allein anzuweisen 
sein, je lockerer seine Verbindung mit dem Lohnherren ist, und je selbst- 
ständiger seine Stellung hiernach sein sollte. 
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einen oft unausführbaren Zwang zu versuchen und besiehende 
Verhältnisse plötzlich zu erschüttern, würde die gesetzliche 
Pflicht der Unterstützung von Armen in Krankheitsfällen fortan 
nicht mehr dem Geburls- oder Heimathsorl, sondern dem 
Aufenthaltsorte zu übertragen sein. Eine solche Bestimmung 
würde sich, auch ganz abgesehen von dem hier damit beabsichtigten 
Zweck, schon aus ganz allgemeinen Gründen rechtfertigen. Der 
Aufenthaltsort ist in der Regel auch derjenige, welcher 
von den Leistungen des Arbeiters den Vortheil hat. Die reellen 
Beziehungen zwischen dem Arbeiter und seinem Geburts- oder 
Heimathsort sind fast immer gelöst, wenn er sich ([einige Zeit) 
an einem andern Orte aufhält, und dort Beschäftigung gefunden 
hat. Nur der Aufenthaltsort hat Mittel, den Lohnherrn zur 
Uebertragung des Krankheitsfalles heranzuziehen. So weit die 
Rücksicht auf den Nutzen seiner Lei s tun gen für den Auf- 
enthaltsort keinen Gnmd abgeben kann, dem Arbeiter Hilfe 
zu gewähren , wird sich ein solcher Vortheil noch schwerer für 
einen andern Ort nachweisen lassen. Die gesetzliche Verpflichtung 
zur Unterstützung beruht dann vorzüglich darauf, dass der Staat 
es übernommen hat, zur Erfüllung einer Religionspflicht anzuhajten. 
Die Uebung dieser Pflicht fällt indess am natürlichsten dem zu, 
der die Hilfsbedürftigkeit allein wahrnehmen, richtig beurtheilen, 
rechtzeitig und mit den mindesten Kosten gewähren kann. 

Von dieser Ansicht aus ist in England, woselbst das System 
der gesetzlichen Armenpflege seine vollständige Enlwickelung 
gefunden hat, schon gegenwärtig vorzüglich der Aufenthaltsort 
zur Gewährung von Unterstützung — weit über den Fall einer 
Krankheit hinaus — verpflichtet. Der Anspruch des Aufenthalts- 
ortes gegen den Heimathsort, die Armenpflege zu über- 
nehmen, beschränkt sich fast allein auf den Fall einer dauernden 
Arbeitsunfähigkeit. Um so weniger wird ein begründetes Be- 
denken dagegen erhoben werden können, den Aufenthaltsort zur 
Krankenpflege zu verpflichten, wenn man ihm gleichzeitig die 
Befugniss ertheilt, diese Last durch Einrichtung einer Kranken- 
kasse — zu deren Unterhaltung er die Arbeiter selbst, so wie 
deren Lohnherrn anhalten kann — der Hauptsache nach von 
seinen Schultern zu wälzen. 
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Mit Rücksicht auf diese der Gemeinde erlheilte Befugniss 
wird der Staat dann ebensowohl berechtigt als verpflichtet sein, 
dieselbe mit Ernst und Nachdruck zur Unterstützung der Kranken 
anzuhalten; er wird selbst — im Falle die Gemeinde in Ver- 
kennung ihres wahren Interesses wie ihres Berufes es dauernd ver- 
nachlässigen sollte, die Errichtung einer Krankenkasse herbeizuführen 
— die Gemeinde verpflichten können, aus eigenen Mitteln die Ver- 
bindlichkeiten derselben zu erfüllen, das heisst erkrankten Arbeitern 
eine bestimmte Unterstütjung zu gewähren, auch wenn sie 
noch nicht von allen eigenen Hilfsmitteln entblösst sind. 

Wo eine Krankenkasse besteht, ist der Gemeinde das Recht 
der oberen Aufsicht über deren Verwaltung einzuräumen. Sie 
wird die Angemessenheit des Verhältnisses zwischen Beifrag und 
zu beanspruchender Unterstützung zu prüfen und nölhigenfalls 
zu regeln, die Ordnung und Treue der Kassenverwallung zu über- 
wachen haben. Diesem Recht sieht die Verpflichtung gegenüber, 
dem einzelnen Beilragenden seine Ansprüche zu gewährleisten. 
Da die Gemeinde den Arbeiter verpflichtet, seinen Beitrag zu 
Zählen, und die Höhe desselben nach den Anleitungen der Erfahrung 
regelt, und da sie befugt ist, auch die Lohnherren zur Unterhaltung 
der Kasse mit heranzuziehen, muss sie die Verantwortlichkeit für 
eine ungenügende Benutzung dieser Befugnisse mitübernehmen. 

Die Ansprüche der Erkrankten an die Unterstützungskasse 
würden nach den früher entwickelten Ansichten, und nach dem 
Vorgange der gegenwärtig bereits bestehenden Anstalten dieser 
Art nur begrenzte sein, und verloren gehen, wenn der 
Betrefl'ende die Beiträge längere Zeit nicht gezahlt, oder die 
Krankheit durch Unsittlichkeit sich zugezogen hat u. s. w. Die 
Gemeinde würde daher statt der jetzt ihr auferlegten unbe- 
grenzten Pflicht der Armenpflege nur eine beschränkte 
Verbindlichkeit übernehmen, und wirkliche Zuschüsse nur zu leisten 
haben, wenn durch ihre eigene Schuld oder ihren freien Willen 
das Verhältniss zwischen Beitrag und Unterstützung ungenügend 
bemessen war. Dem Arbeiter wäre dagegen eine rechtzeitige, 
seine Selbstständigkeil nicht beeinträchtigende, sondern vielmehr 
dieselbe wahrende Hilfe gesichert. 

Dasselbe Ziel ist bei der Einrichtung einer Pensions- oder 
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Altersversorgongsanstalt 
zu verfolgen; doch sind die Wege, um es zu erreichen, verschieden. 
Um für eine solche Anstalt eine sichere Grundlage zu gewinnen, 
ist, wie schon oben bemerkt, eine grosse Zahl von Theil- 
nehmern erforderlich. Die hieran sich knüpfenden Ansprüche 
sind sehr bedeutend und dehnen sich auf einen langen Zeilraum 
aus. Um sie gewährleisten zu können, muss die Anstalt beträcht- 
liche Mittel besitzen; ihr Bestand und ihre gute Verwaltung muss 
dauernd gesichert sein. 

Nur unter der Voraussetzung einer vollständigen Sicherheit 
kann man dem Arbeiter zumuthen, die Früchte seines sauern 
Schweisses und seiner Genügsamkeit einer solchen Anstalt anzu- 
vertrauen; der fernen Zukunft ein schweres gegenwärtiges Opfer 
zu bringen. Diese Gründe und die hohe, nicht nur staatswirth- 
schaflliche, sondern auch politische Bedeutung dieser Einrichtung 
machen es hier noch mehr als bei den Krankenkassen noihwendig, 
dieselbe unter die Vorsorge und den besondern Schutz der öffent- 
lichen Verwaltung zu stellen. 

Nur dadurch wird eine schädliche, die Kosten der Verwaltung 
in bedenklicher Weise erhöhende Zersplitterung, nur dadurch 
der Missbrauch und die Verkehrung der Vorsicht und Sparsamkeit 
in Verschwendung und Sorglosigkeit verhütet werden können. 
Nur unter dem Beistande der öffentlichen Verwaltung wird es 
möglich werden , einer solchen Einrichtung auch andere Hilfs- 
quellen zu eröffnen, als die Einzahlungen der Arbeiter selbst. 

Um den nöthigen Schutz zu gewahren , reichen hier die 
Kräfte wie der Umfang einer Gemeinde nicht hin. In Belgien 
hat der Staat nicht gezögert, die Garantie und Leitung der 
Anstalt selbst zu übernehmen. 

Unter der Voraussetzung einer allgemeinen Beiheiligung, 
wie wir sie herbeizuführen beabsichtigen, würde eine so weit 
gehende Centralisation in unserem überdies grösseren Staate 
nicht nöthig, und aus andern Gründen selbst nicht wünschens- 
werth sein. Der Umfang und die Kräfte einer Provinz würden 
zur Begründung und Sicherstellung einer Altersversorgungs- 
anslalt vollkommen hinreichen; die Begründung, Garantie und Lei- 
tung derselben nach dem von Belgien gegebenen Beispiel, wäre 
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für die Provinzialvertretungen eine sehr würdige und 
nichl zu schwierige Aufgabe. 

Die Mitwirkung der Gemeinden würde in Anspruch zu 
nehmen sein, um die Betheiligung an dieser wohllhätigen Ein- 
richtung allgemein zu machen. 

Abnahme der Kräfte im Aller und Schmälerung wo nicht 
völliges Versiegen des Erwerbes bei zunehmender Hinfälligkeit 
muss für die Klasse der Handarbeiter als ein allgemeines und 
fast unvermeidliches Naturgesetz angesehen werden. Diesem 
Bedürfniss zu begegnen, ist Aufgabe des Jünglings nach Vollen- 
dung seiner Erziehung, so lange er in der Jugendkraft und für 
sich allein stehend bei aller Leistungsfähigkeit doch noch im 
Stande ist, seine Ausgaben zu beschränken. 

Von dieser Ansicht .aus erscheint es im eigenen Interesse 
des Arbeiters begründet und daher zulässig, als Pflicht von ihm 
zu verlangen , dass er durch Einkauf in die Altersversorgungs- 
kasse sich ein sorgenfreies Alter sichere, ehe er daran denkt, 
neue Pflichten nämlich die Verantwortlichkeit einer selbstständigen 
Stellung und die Sorge für andere zu tibernehmen oder eine 
Familie zu gründen. 

Die Frage, ob es statthaft ist, die Niederlassung oder 
die Begründung eines eigenen Haushaltes und die einer Familie 
oder die Schliessung einer Ehe unter gewissen Bedingungen an 
die Zustimmung der Gemeinde zu knüpfen, wird weiter unten 
einer ausführlicheren Erörterung unterworfen werden. Wir wer- 
den dann gleichzeitig zu untersuchen haben, wie die Gemeinde 
zu wirksamer Ausübung dieses Rechtes befähigt und an einem 
Missbrauch desselben verhindert werden kann. Wir setzen für 
jetzt die bejahende Beantwortung dieser Fragen voraus und be- 
zeichnen die eben geltend gemachte Forderung als eine Be- 
dingung, welche die Gemeinde zu stellen befugt ist. 

Verabsäumt die Gemeinde von denen , welche sie als Mit- 
glieder in ihre Genossenschaft aufnimmt, oder denen sie die 
Schliessung einer Ehe gestattet, den Einkauf in die Altersver- 
sorgungskasse zu verlangen, so ist sie nach Maassgabe der be- 
stehenden oder noch zu erlassenden Gesetze zu ihrer Verpflegung 
im Fall der Verarmung verpflichtet. 
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Bei einer sehr ausgedehnten Theilnahme, wie sie durch die 
angedeutete Anordnung ohne Zweifel zu erreichen steht, wird 
die Altersversorgungskasse im Stande sein, auch den Arbeitern, 
welche schon vor dem Eintritt des bestimmten Lebensjahres 
durch besondere Unglücksfälle arbeitsunfähig werden, eine fort- 
laufende Unterstützung zu bewilligen : eine Aufgabe deren Lö- 
sung die Belgische Altersversorgungskasse bereits übernom- 
men hat. 

Gerade hierauf, dass ihnen eine ehrenvolle, ihre Selbst- 
ständigkeit nicht aufhebende, Hilfsquelle nicht nur für ihr Alter, 
sondern auch für die Fälle eines unverschuldeten Unglücks er- 
öffnet werden möchte, sind die Wünsche der arbeitenden Klassen 
besonders lebhaft gerichtet. Wird für die Befriedigung dieses 
gewiss anzuerkennenden Bedürfnisses gesorgt, so wird die An- 
stalt sich ohne Zweifel der lebhaftesten Sympathieen der arbei- 
tenden Klassen erfreuen, und die indirecte Nöthigung zur Bethei- 
ligung an derselben sicherlich nicht als Härte empfunden werden. 

Die Einrichtung vieler Knappschaftskassen lehrt, dass die 
Mittel zur Bewilligung von Unterstützungen an Altersschwache 
und Verunglückte nicht immer allein aus den Beiträgen der 
Arbeiter selbst geschöpft werden müssen. Die Lohnherren sind 
oft gern bereit, fiir solche Zwecke Lasten zu übernehmen; und 
in vielen Fällen kann auch der Konsument durch angemessene 
Abgaben zu einem Beitrage ohne Unbilligkeit und erhebliche 
Beschwerde herangezogen werden. 

Nähere Erörterungen hierüber gehören nicht in den Kreis 
dieser Untersuchungen ; nur die Hinweisung darauf erscheint am 
Platze, dass bei Abgaben und Lasten der Zweck zu dem sie 
auferlegt werden, nicht gleichgiltig ist: eine Wahrheit, welche 
die Finanzwissenschaft in unserer Zeit bisweilen aus den Augen 
verloren zu haben scheint. 

Die Verhältnisse der 

Sterbekassen 
sind denen der Allersversorgungskasse ähnlich; nur sehr viel 
einfacher, da die Verpflichtungen sich viel genauer feststellen 
und sichere Durchschnittszahlen gewinnen lassen. Besteht eine 
Altersversorgungskasse, so würde eine allgemeine Sterbekasse 
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sich am zweckmässigsten an diese anschliessen ; jedoch ohne 
Vermischung der Bestände, wie der Verbindlichkeiten. 

Da auf den Tod ein jeder gefasst sein muss, kann es als 
eine allgemeine Pflicht angesehen werden, für die Beschaffung 
der Beerdigungskosten zu sorgen. Den Nachweis, dass dieser 
Pflicht genügt sei, oder den Einkauf in die Sterbekasse wird die 
Gemeinde zu fordern berechtigt sein, ehe sie den Anspruch auf 
volle Selbstständigkeit einräumt, ehe sie daher in die Niederlas- 
sung oder Heirath willigt. 

Verabsäumt die Gemeinde, von dieser Befugniss Gebrauch 
zu machen, so fallen die Beerdigungskosten ihr selbst zur Last. 

Die Errichtung einer 

Sparkasse 
könnte unbedenklich jedem Kreise zur Pflicht gemacht werden, 
da die Erfahrung gelehrt hat, dass dies ohne wirkliche Opfer 
und selbst mit offenbaren und erheblichen Vortheilen auch für 
die wohlhabenderen Einsassen des Kreises geschehen kann. Ueber 
die sonst zu empfehlenden Einrichtungen, um die Sparkasse all- 
gemein zugänglich zu machen und ihre Benutzung möglichst zu 
erleichtern, liegen bereits so lehrreiche Erfahrungen und Erör- 
terungen vor, dass es hier genügen wird, darauf zu verweisen '). 

Die vorhin besonders hervorgehobenen Unfälle: Krankheit, 
Aller, Tod sind nicht die einzigen, welche Ausgaben veranlassen 
und eine Schmäleriing der Einnahmen herbeiführen- Es treten 
oft noch andere Störungen der Wirthschafl ein. Auch sind die 
Ansprüche, welche aus der Betheiligung an der Kranken-, Sterbe- 
und Altersversorgungskasse erwachsen, nur beschränkt. Es 
besteht keine Garantie, dass die durch solche Unfälle veranlassten 
Bedürfnisse, sich ebenfalls in diesen Grenzen halten werden. 
Dagegen ist auf das Entschiedenste daran festzuhalten, dass die 
Verpflichtungen der Gemeinde gegen ihre Mitglieder begrenzt 
sind und sie denselben durch Einrichtung, Verwaltung und Ga- 
rantie solcher Kassen vollständig genügt haben wird. 

Die Umsicht und Sparsamkeit der arbeitenden Klassen soll 
durch diese Einrichtungen nicht — wie durch die gesetzliche 



1; Vergleiche Beilage II. 
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Armenpflege häufig geschieht — abgestumpft oder gar unnöthig 
gemacht, sondern geweckt, ermuthigt und unterstützt werden. 

Insbesondere kann nach den bisherigen Erfahrungen für die 
— leider nur zu häufig vorkommenden — Fälle einer man- 
gelnden Beschäftigung durch Einrichtung von Unter- 
slützungskassen nicht in wohlthätiger Weise gesorgt werden. 
Die Gemeinde wird nur mit Hilfe angemessener Bestimmungen 
über Kündigungsfristen , und durch Vorsicht bei Gestattung des 
Aufenthalles und der Niederlassung — worüber unten ausführ- 
lich gehandelt werden wird — darauf hinwirken können, dass 
ihre Einwohner weniger leicht ohne Beschäftigung bleiben. 

Im Uebrigen muss der Arbeiter für die Ueberlragung un- 
freiwilliger Feiertage auf seine Ersparnisse und seine Umsicht 
allein angewiesen werden. 

Es besieht daher die dringende Veranlassung, dem Arbeiter 
auf das«- Lebhafteste vor Augen zu stellen , dass er, um Unfällen 
begegnen zu können, noch eigene Hilfsmiltel bereit hallen müsse. 
Auch abgesehen hiervon ist die Bereithallung eines kleinen Baar- 
vorraths eine unentbehrliche Bedingung, um für die regelmässigen 
Bedürfnisse der häuslichen Wirthschaft auf die zweckmässigste 
und sparsamste Weise zu sorgen, um in weiterer Entfernung 
Beschäftigung aufsuchen , und die dazu nöthigen Geräihe oder 
Vorräthe beschaffen, und für treue Ausführung des Auftrags eine 
gewisse Bürgschaft leisten zu können. 

Genug, in unseren verwickeiteren Verhältnissen ist der Be- 
sitz eines, wenn auch nur geringen disponibeln Kapitals, einer 
Ersparniss, Bedingung wahrer Selbstständigkeit. 

Von dieser Ansicht aus erscheint es im eignen Inlerresse des 
Arbeiters begründet und daher zulassig, von ihm auci» den Nach- 
weis eines kleinen Baarvorraths, einer Ersparniss, als Bedingung 
zur Erwerbung des Heimathsrechtes und der Erlaubniss eine 
Ehe zu schliessen, zu verlangen. 

&. Unterstfltznng von Wittven und Waisen. 

Von einem andern Gesichtspunkte aus, als die Unterstützung 
des selbstsländigen Arbeiters in den Unfällen, welche ihn betreffen 
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können, ist die Hilfe zu befrachten, welche die Glieder einer 
ihres Hauptes beraubten Familie in Anspruch nehmen. 

Unerwachsene Kinder und Witlwen sind gerade bei einer 
natürlichen und gesunden Entwickelung der Verkehrsverhältnisse 
nicht im Stande, den selbstständigen Unterhalt zu gewinnen. 
Es gehört zu den Pflichten des Familienhauptes, für ihren 
Unterhalt, auch für den Fall seines Todes, Vorsorge zu treffen. 
Die Errichtung von Wittwenkassen, auch für die unteren Volks- 
klassen ist indess noch so wenig versucht, und wir von der 
Lösung der nächsten Aufgabe, den Arbeiter zur Erfüllung aller 
Bedingungen seiner persönlichen Selbstständigkeit anzuhalten 
noch so weit entfernt, dass Vorschläge zur Einrichtung von 
Kassen, bei denen ein Arbeiter sich beiheiligen könnte, um seine 
Hinterbliebenen vor Noth zu schützen, voreilig und unausführbar 
erscheinen möchten. 

Die Sorge für Wittwen und Waisen mag vielmehr der G e- 
meinde, als einer Genossensciiaft und erweiterten Familie für 
jetzt verbleiben. Diese Pflicht kann ihr mit Recht übertragen 
werden, wenn die Schliessung von Ehen ihrer Aufsicht mit 
unterworfen, und sie berechtigt ist, von den Familienvätern 
besondere Beiträge zur Erfüllung dieser Aufgabe zu fordern. 

Die Unterstützung wird ebensowohl von dem Charakter 
eines blossen Almosens zu bewahren, als auf ein gewisses Maass 
zu beschränken sein; denn es soll weder der Antrieb, für die 
Seinigen im Falle des Todes zu sorgen, bei dem Hausvater 
aufgehoben, noch die Unterstützung, auf deren Genuss er den 
Seinigen einen Anspruch durch seine Leistungen erworben hat, 
als ein Gnadengeschenk behandelt werden. 

Eine Pflicht der Gemeinde, für uneheliche Kinder zu sor- 
gen, wird dagegen nicht anzuerkennen sein. Viel triftigere 
Gründe lassen sich dafür anführen wegen der Kosten des Un- 
terhalts jeden in Anspruch zu nehmen, welcher mit der Mutter 
des Kindes einmal sträflichen Umgang gepflogen, insbesondere 
den, welcher sie zuerst vermocht hat, die Gesetze der Keusch- 
heit zu übertreten. 

Denn durch die unerlaubte Gemeinschaft betheiligt sich der 
Mann an der Schuld des Weibes, und ist daher nicht allein für 
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die Folg'en seines eigenen Vergehens, sondern auch für die böse 
Frucht des gefallenen Zuslandes verantwortlich, in welchen her- 
abzusteigen er sich nicht gescheut hat '}. 



1) Die Fortsetzung dieser Betrachtungen : über das Recht der Nieder- 
lassung, das Recht eine Familie zu gründen, Verhältnisse des vorübergehen- 
den Aufenthalts , Bildung der Gemeinden , kirchliche Armenpflege u. s. w. 
nebst den Beilagen wird im nächsten Hefte folgen. 



